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VOM EUROPAISCHEN PARLAMENT UND VOM RAT GEMEINSAM
ANGENOMMENE ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLUSSE

BESCHLUSS Nr. 1578/2007/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 11. Dezember 2007
iiber das Statistische Programm der Gemeinschaft 2008 bis 2012

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 285,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen, (4)

gemifl dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (?),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Nach der Verordnung (EG) Nr. 322/97 des Rates vom
17. Februar 1997 iiber die Gemeinschaftsstatistiken (%)
sollte ein mehrjihriges statistisches Programm der
Gemeinschaft aufgestellt werden.

(2)  Nach derselben Verordnung sollten der Gemeinschaft fiir
die Ausarbeitung, Durchfithrung, Beobachtung und Be-
wertung ihrer Politiken rechtzeitig zwischen den Mit-
gliedstaaten und ihren Gebietseinheiten — je nach den
verfassungsmifiigen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten

(") ABL C 175 vom 27.7.2007, S. 8.

(3 Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 12. Juli 2007
(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 29. November 2007.

() ABL L 52 vom 22.2.1997, S. 1. Zuletzt geindert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABL. L 284 vom 31.10.2003, S. 1).

— vergleichbare statistische Informationen zur Verfigung
stehen, die aktuell, zuverldssig und aussagekriftig sind
und mit moglichst wenig Aufwand gewonnen werden.

Damit Konsistenz und Vergleichbarkeit der statistischen
Informationen in der Gemeinschaft gewdhrleistet sind,
muss ein statistisches Finfjahresprogramm der Gemein-
schaft aufgestellt werden, das die Leitlinien, die Haupt-
bereiche und die Zielsetzungen fiir die entsprechend den
politischen Priorititen geplanten Maffnahmen vorgibt.

Das besondere Verfahren der Erstellung von Gemein-
schaftsstatistiken erfordert bei der Anpassung des Sys-
tems — insbesondere, wenn es um die Schaffung der
fur die Erstellung dieser Gemeinschaftsstatistiken erfor-
derlichen Rechtsvorschriften geht — eine besonders
enge Zusammenarbeit im Rahmen eines sich entwickeln-
den statistischen Systems der Gemeinschaft, und zwar in
dem durch den Beschluss 89/382/EWG, Euratom des
Rates (¥ eingesetzten Ausschuss fur das Statistische Pro-
gramm. Der Aufwand fiir die Auskunftgebenden, gleich,
ob es sich um Unternehmen, Stellen der zentralen, regio-
nalen oder lokalen Verwaltung, Haushalte oder Einzelper-
sonen handelt, sollte dabei beriicksichtigt werden.

Die Erstellung von Gemeinschaftsstatistiken innerhalb des
Rechtsrahmens des Finfjahresprogramms ist das Ergebnis
einer engen, koordinierten und kohdrenten Zusammen-
arbeit zwischen Eurostat und den nationalen Stellen. Da-
her sollte Eurostat die Arbeiten der nationalen Stellen in
verschiedenen Formen im Rahmen eines Netzes koordi-
nieren, das das Europdische Statistische System (ESS) bil-
det, um die rechtzeitige Bereitstellung der fir die Politi-
ken der Europdischen Union erforderlichen Statistiken zu
gewihrleisten, die die notige Vergleichbarkeit zwischen
den Mitgliedstaaten ermdglichen.

(4 ABL L 181 vom 28.6.1989, S. 47.
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(6)  Bei der Erstellung und Verbreitung von Gemeinschafts-
statistiken gemafl diesem Beschluss sollten die statisti-
schen Stellen der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft
die Grundsitze des Verhaltenskodex fiir europiische Sta-
tistiken beachten, der der Empfehlung der Kommission
vom 25. Mai 2005 zur Unabhingigkeit, Integritit und
Rechenschaftspflicht der statistischen Stellen der Mitglied-
staaten und der Gemeinschaft beigefiigt ist. Dabei sollten
Anstrengungen unternommen werden, um die Konver-
genz im Hinblick auf die gesammelten statistischen Daten
und die Moglichkeit ihrer wissenschaftlichen Verarbeitung
zu fordern.

(7 Im Lichte der Mitteilung der Kommission an das Europa-
ische Parlament und an den Rat iiber die Verringerung
des Beantwortungsaufwands, Vereinfachung und Priorité-
tensetzung im Bereich der Gemeinschaftsstatistiken sollte
bei der Erstellung der jahrlichen statistischen Arbeitspro-
gramme der Kommission die Notwendigkeit einer laufen-
den Uberpriifung der statistischen Priorititen, einschlieR-
lich der Vereinfachung von Verfahren und der Vermin-
derung von Anforderungen, deren Bedeutung abnimmt,
beriicksichtigt werden, damit die verfiigbaren Ressourcen
optimal genutzt werden kénnen.

(8)  Zur Gewihrleistung einer groferen Kohirenz und Wirk-
samkeit der Mafnahmen der Gemeinschaft fur Stadte
und zur Erméglichung zuverldssiger Vergleiche miissen
fur die statistischen Zwecke der Gemeinschaft die Begriffe
,stadtisches Siedlungsgebiet* und ,Ballungsraum® niher
definiert werden.

(9)  Da das Ziel dieses Beschlusses, nimlich die Aufstellung
des Statistischen Programms der Gemeinschaft 2008 bis
2012, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
verwirklicht werden kann und daher besser auf Gemein-
schaftsebene zu verwirklichen ist, kann die Gemeinschaft
im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niederge-
legten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Ver-
hiltnismagigkeit geht dieser Beschluss nicht iiber das zur
Erreichung dieses Ziels erforderliche Maf8 hinaus.

(10) In diesem Beschluss wird fir die gesamte Laufzeit des
Programms die Finanzaustattung festgesetzt, die fiir die
Haushaltsbehorde im Rahmen des jihrlichen Haushalts-
verfahrens den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der
Nummer 37 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom
17. Mai 2006 zwischen dem Europiischen Parlament,
dem Rat und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin
und die wirtschaftliche Haushaltsfilhrung (') bildet.

(11)  Gemifl der Verordnung (EG) Nr. 322/97 wurden die
Leitlinien fir die Aufstellung dieses Programms dem Aus-
schuss fiir das Statistische Programm, dem durch den
Beschluss 91/116/EWG des Rates (?) eingesetzten Europa-

() ABL C 139 vom 14.6.2006, S. 1.
() ABL L 59 vom 6.3.1991, S. 21. Beschluss gedndert durch den Be-
schluss 97/255/EG (ABL L 102 vom 19.4.1997, S. 32).

ischen Beratenden Ausschuss fiir statistische Informatio-
nen im Wirtschafts- und Sozialbereich und dem durch
den Beschluss 2006/856/EG des Rates (}) eingesetzten
Ausschuss fur die Wahrungs-, Finanz- und Zahlungsbi-
lanzstatistiken vorgelegt —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1
Aufstellung des Statistischen Programms

Hiermit wird das Statistische Programm der Gemeinschaft
fur den Zeitraum 2008 bis 2012 (nachstehend ,Programm*
genannt) aufgestellt. Das Programm ist in den Anhingen I
und II dargelegt.

Anhang [ enthilt die Leitlinien, Hauptbereiche und Ziele der
wihrend der Laufzeit des Programms geplanten Mafnahmen.
Anhang I gibt einen Uberblick iiber den Statistikbedarf, wie
er sich aus den Erfordernissen der Politik der Europiischen
Union ergibt.

Artikel 2
Politische Priorititen

(1)  Unter Beriicksichtigung der verfiigbaren Ressourcen der
nationalen Stellen und der Kommission trigt das Programm den
Hauptpriorititen der Gemeinschaftspolitik Rechnung:

a) Wohlstand, Wettbewerbsfihigkeit, Innovation und Wachs-
tum,

g

Solidaritdt und menschliche Entwicklung,

) wirtschaftlicher, sozialer und regionaler Zusammenhalt,
nachhaltige Entwicklung sowie demografische Herausforde-
rungen,

d) Sicherheit und
e) weitere Erweiterung der Europdischen Union.

(2) Die Gesamtpriorititen und allgemeinen Ziele des Pro-
gramms sind Gegenstand einer ausfithrlichen jihrlichen Planung
gemafd der Verordnung (EG) Nr. 322/97.

Artikel 3
Statistische Governance und Qualitiit

Das Programm wird nach den Grundsitzen des Verhaltenskodex
fir europdische Statistiken mit dem Ziel durchgefiihrt, gegebe-
nenfalls nach Geschlechtern aufgeschliisselte qualitativ hochwer-
tige, harmonisierte Gemeinschaftsstatistiken zu erstellen und zu
verbreiten und das reibungslose Funktionieren des Europdischen
Statistischen Systems als Ganzes zu gewihrleisten. Die nationa-
len Behorden und die statistische Stelle der Gemeinschaft

() ABL L 332 vom 30.11.2006, S. 21.
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a) schaffen die institutionellen und organisatorischen Rahmen-
bedingungen, die der Effizienz und Glaubwiirdigkeit der sta-
tistischen Stellen der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft,
die amtliche Statistiken einschlieflich regionaler Statistiken
auf der Grundlage der Systematik der Gebietseinheiten fiir
die Statistik (NUTS) erstellen und verbreiten, forderlich sind;

Ao

halten bei den Verfahren, die die statistischen Stellen der
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft zur Organisation, Er-
hebung, Verarbeitung und Verbreitung der amtlichen Statisti-
ken anwenden, europiische Standards, Leitlinien und be-
wihrte Praktiken ein und sind bestrebt, die Glaubwiirdigkeit
dieser Statistiken durch solides Management und Effizienz zu
starken;

¢) stellen sicher, dass die Gemeinschaftsstatistiken mit den eu-
ropdischen Qualitdtsstandards im Einklang stehen und dem
Bedarf der institutionellen Nutzer in der Europiischen
Union, der Regierungen, der regionalen Behorden, der For-
schungseinrichtungen, der Organisationen der Zivilgesell-
schaft, der Unternehmen sowie der breiten Offentlichkeit
entsprechen;

d) arbeiten mit statistischen Stellen auf internationaler Ebene
zusammen, um die Verwendung internationaler Konzepte,
Klassifizierungen und Methoden gemifd den von der Statisti-
schen Kommission der Vereinten Nationen am 14. April
1994 verabschiedeten Grundprinzipien der amtlichen Statis-
tik zu fordern, insbesondere im Hinblick auf die Gewihr-
leistung einer stirkeren Kohdrenz und einer besseren Ver-
gleichbarkeit zwischen Statistiken auf internationaler Ebene;

e) leisten auf begriindete Anforderung hin die notwendige tech-
nische Unterstiitzung im Bereich der statistischen Organisa-
tion und sorgen dafiir, dass bewahrte Praktiken mit anderen
Einrichtungen oder Drittlindern ausgetauscht werden;

f) legen besonderen Wert auf die Qualitdt der statistischen An-
gaben, insbesondere ihre Zuverlissigkeit und Vergleichbar-
keit, wobei sie sich darum bemiihen, die chronologische
Kontinuitdt der gesammelten Daten und die Moglichkeit ih-
rer wissenschaftlichen Verarbeitung zu gewahrleisten.

Artikel 4
Priorititensetzung, Effizienz und Flexibilitit

(1)  Das Programm gewihrleistet, dass die statistische Unter-
stittzung fur Entscheidungen und Bewertungen in bestehenden
Bereichen der Gemeinschaftspolitik fortgesetzt und fiir wichtige
zusitzliche Anforderungen, die sich aus neuen politischen Ini-
tiativen der Gemeinschaft ergeben, ebenfalls statistische Unter-
stittzung bereitgestellt wird.

(2) Die Kommission beriicksichtigt bei der Aufstellung der
jahrlichen statistischen Arbeitsprogramme die Kostenwirksam-
keit der erstellten Statistiken und sorgt fiir eine laufende Uber-
pritfung der statistischen Priorititen, damit die verfiigbaren Res-
sourcen der Mitgliedstaaten und der Kommission optimal ge-
nutzt werden konnen und die Belastung der Auskunftgebenden
moglichst gering gehalten wird. Durch Prioritdtensetzung soll
insofern Ausgewogenheit im Hinblick auf die zusitzlichen Kos-
ten und Belastungen fiir neue statistische Anforderungen er-

reicht werden, als die statistischen Anforderungen in bestehen-
den Bereichen der Gemeinschaftsstatistiken verringert werden;
die Festsetzung der Prioritdten erfolgt in enger Zusammenarbeit
mit den Mitgliedstaaten.

(3)  Bei der Erstellung der jahrlichen statistischen Arbeitspro-
gramme kann die Kommission Ex-ante-Analysen zu den finan-
ziellen Auswirkungen der geplanten neuen statistischen Titig-
keiten vornehmen, die erhebliche zusitzliche Belastungen fur
die Mitgliedstaaten mit sich bringen.

(4)  Das Programm stellt sicher, dass Instrumente zur Neuge-
wichtung der Priorititen der statistischen Tatigkeiten, zur Stdr-
kung der Flexibilitit des Europaischen Statistischen Systems und
zur Verbesserung seiner Fahigkeit, rechtzeitig auf Verdnderungen
des Nutzerbedarfs zu reagieren, entwickelt werden.

(5) Das Programm gewdhrleistet Transparenz, wobei unter
anderem Artikel 1 Absitze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr.
1104/2006 der Kommission vom 18. Juli 2006 zur Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 831/2002 zur Durchfithrung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 322/97 des Rates iiber die Gemeinschaftssta-
tistiken — Regelung des Zugangs zu vertraulichen Daten fur
wissenschaftliche Zwecke (') beriicksichtigt wird.

Artikel 5
Finanzierung

(1)  Die Finanzausstattung fiir die Durchfithrung dieses Pro-
gramms wird fir den Zeitraum 2008 bis 2012 auf
274200 000 EUR festgesetzt.

(2)  Die jdhrlichen Mittel werden von der Haushaltsbehorde in
den Grenzen des Finanzrahmens bewilligt.

Atrtikel 6
Berichte

(1)  Die Kommission legt nach Anhérung des Ausschusses fiir
das Statistische Programm einen Zwischenbericht iiber den
Stand der Arbeiten vor; dieser Bericht wird dem Europiischen
Parlament und dem Rat spitestens im Juni 2010 vorgelegt.
Darin wird insbesondere die zweite Halfte der Laufzeit des der-
zeitigen Programms und die Frage des Zeitraums des nichsten
mehrjihrigen statistischen Programms — unter Beriicksichti-
gung der Amtszeit des Europdischen Parlaments — behandelt.
Hinsichtlich der Durchfithrung des Programms fithrt die Kom-
mission ferner eine vorldufige Analyse der Wettbewerbsauswir-
kungen auf kleine und mittlere Unternehmen durch die vorge-
schlagene Verringerung des Verwaltungsaufwands sowie eine
vorldufige Analyse der Aufteilung der finanziellen Lasten zwi-
schen den Haushalten der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten
durch. Dariiber hinaus legt die Kommission besonderes Augen-
merk auf die Frage der erforderlichen Datensitze, Instrumente
und Methoden, die als Grundlage fiir die Erstellung einer unvor-
eingenommenen und objektiven Analyse der sozialen und wirt-
schaftlichen Auswirkungen wichtiger Bereiche dienen, die stin-
dig iiberwacht und tiberpriift werden miissen, wie z. B. die ge-
meinsame Agrarpolitik, die Dienstleistungen im Binnenmarkt
oder der nichste mehrjihrige Finanzrahmen.

() ABL L 197 vom 19.7.2006, S. 3.
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(2) Am Ende der Laufzeit des Programms legt die Kommis-
sion nach Anhorung des Ausschusses fiir das Statistische Pro-
gramm einen Bewertungsbericht {iber die Durchfithrung des
Programms vor, in dem die Ansichten unabhingiger Experten
berticksichtigt werden. Dieser Bericht ist bis Ende 2013 fertig zu
stellen und danach dem Europdischen Parlament und dem Rat
vorzulegen.

(3)  Die Berichterstattung iiber die Ergebnisse der Neufestset-
zung der Priorititen, einschlieflich der Schitzungen der Kosten
und Belastungen fiir statistische Projekte und unter dieses Sta-
tistische Programm fallende Gebiete, sowie eine Beurteilung des
neu entstehenden statistischen Bedarfs, insbesondere fiir neue
Gemeinschaftspolitiken, flieen in den Zwischenbericht und
den abschlieSenden Bewertungsbericht ein.

Attikel 7

Dieser Beschluss tritt am dritten Tag nach seiner Veroffentli-
chung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Strafburg am 11. Dezember 2007.

Im Namen des Rates
Der Prisident
M. LOBO ANTUNES

Im Namen des Europdischen
Parlaments
Der Président
H.-G. POTTERING
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ANHANG I

STATISTISCHES FUNFJAHRESPROGRAMM: QUERSCHNITTSTHEMEN

In diesem Anhang werden Querschnittsaspekte behandelt, die fiir die mittel- bis langfristige Entwicklung der Gemein-
schaftsstatistik von strategischer Bedeutung sind. Beschrieben wird zundchst der Beitrag der Statistikpolitik selbst zur
europdischen Integration, sodann die allgemeinen Merkmale des Europiischen Statistischen Systems (ESS) und der Zu-
sammenarbeit mit Nutzern und Produzenten und schlieflich die wichtigsten Instrumente, die von der Gemeinschafts-
dienststelle in Zusammenarbeit mit den nationalen Stellen eingesetzt werden. Zu jedem dieser Aspekte werden in diesem
Anhang die wichtigsten Ziele und geplanten Maflnahmen fiir den Finfjahreszeitraum zusammengefasst.

1. Die Rolle der Statistik bei der europiischen Integration

Vertrauenswiirdige statistische Informationen iiber die wirtschaftliche und soziale Lage und den Zustand der Umwelt in
der EU und ihre Komponenten auf nationaler und regionaler Ebene sind eine notwendige Voraussetzung fiir den europi-
ischen Integrationsprozess. Sie versorgen die EU-Institutionen, die Mitgliedstaaten und die Biirger mit den Fakten, die sie
benétigen, um beurteilen zu konnen, welche politischen Maffnahmen auf europdischer Ebene durchgefithrt werden
miissen und welchen Erfolg diese Maffnahmen haben. Harmonisierte und vergleichbare Statistiken sind zudem unerlasslich
fiir ein besseres Verstindnis von Europa in der breiten Offentlichkeit, fiir die Beteiligung der Biirger am demokratischen
Prozess und an der Debatte iiber die Zukunft Europas sowie fiir die Teilnahme der Wirtschaftsbeteiligten am Binnen-
markt.

Die Vertiefung und Erweiterung der Europiischen Union spiegelt sich im ESS selbst wider: Zu den Strategien und
Mafnahmen des ESS gehoren die kontinuierliche Harmonisierung von Konzepten, Definitionen und Methoden und bei
Bedarf auch die Integration der Produktionsprozesse und die Anwendung gemeinsamer interoperabler Systeme. Das ESS
muss jedoch seine Strukturen, Strategien und Mafinahmen weiterentwickeln, um sicherzustellen, dass das System das
Qualitits- und Leistungsniveau, das zur Deckung des gesamten Nutzerbedarfs erforderlich ist, aufrechterhdlt und ver-
bessert. Unter anderem kann die Forschung in der amtlichen Statistik dazu beitragen, Infrastruktur, Effizienz und Qualitit
der Gemeinschaftsstatistik weiterzuentwickeln.

Die Ziele fur den Programmzeitraum sind:

— stirkere Harmonisierung, Weiterentwicklung und Anwendung der ,gemeinsamen statistischen Sprache“ von Konzep-
ten, Klassifikationen und Methodiken. Zu den wichtigsten Manahmen in diesem Bereich zihlen die Uberarbeitung des
Europdischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen und die Einfilhrung der Systematik der Wirtschafts-
zweige NACE Rev. 2;

— Entwicklung eines europdischen statistischen Registers multinationaler Unternehmensgruppen und Integrierung dieses
Registers in den statistischen Produktionsprozess;

— Weiterentwicklung und Umsetzung von Standards und gemeinsamen Instrumenten fiir den effizienten und sicheren
Austausch von statistischen Daten und Metadaten im ESS in Zusammenarbeit mit anderen zustidndigen Dienststellen
der Kommission, dem Europdischen System der Zentralbanken und internationalen Organisationen. Diese Standards
werden in allen relevanten Bereichen gelten;

— Entwicklung und Einrichtung eines Metadatenspeichers, der fiir Nutzer und Produzenten gleichermaflen verfiigbar ist
und in dem fir den gesamten Produktionszyklus Daten und Metadaten miteinander verkniipft sind;

— Forderung einer verstirkten Nutzung des Internets nicht nur zur Ubermittlung von Daten an Endnutzer, sondern auch
fur andere Abschnitte des statistischen Produktionsprozesses;

— Entwicklung und Anwendung von Strategien und Instrumenten fir den harmonisierten Umgang mit der statistischen
Geheimhaltung im ESS. Insbesondere werden harmonisierte Verfahren fir den optimalen Zugang befugter Forscher zu
anonymisierten Mikrodaten, die zur Erstellung von Gemeinschaftsstatistiken erhoben wurden, entwickelt und ange-
wandt. Das Offenlegungsrisiko wird angemessen bewertet, und technische Mittel zur Erleichterung des Zugangs zu
statistischen Daten und ihres Austauschs werden entwickelt;

— Entwicklung der Verfahren fiir den Austausch von Instrumenten innerhalb des ESS und Férderung der Verwendung
quelloffener Software (Open Source Software — OSS) zu diesem Zweck;

— Schaffung der Voraussetzungen fiir eine bessere praktische Nutzung der Ergebnisse der Forschung in der amtlichen
Statistik.
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2. Beziehungen zu den beteiligten Stellen
2.1. Das Europdische Statistische System

Eurostat ist dafiir verantwortlich, dass Gemeinschaftsstatistiken fiir die Zwecke der EU-Politik bereitstehen. Die effiziente
Erstellung der in diesem Programm vorgesehenen Gemeinschaftsstatistiken, bei der die Stellen in den Mitgliedstaaten fiir
die Erstellung harmonisierter einzelstaatlicher Statistiken zustindig sind und Eurostat fur die Erstellung der Gemein-
schaftsstatistiken auf der Grundlage der zum grofiten Teil durch die nationalen statistischen Stellen gelieferten Daten
verantwortlich ist, erfordert eine enge und koordinierte Zusammenarbeit. Diese Zusammenarbeit erfolgt iiber das ESS.

Das ESS ist eine Partnerschaft, der Eurostat, die nationalen statistischen Amter und andere nationale statistische Stellen
angehoren, die in den einzelnen Mitgliedstaaten fiir die Erstellung und Verbreitung europdischer Statistiken im Einklang
mit den Grundsitzen des Verhaltenskodex fiir europdische Statistiken zustindig sind. Eurostat wird fir die notwendige
Verwaltung und Koordinierung dieser Struktur sorgen, damit die rechtzeitige Bereitstellung der fiir die Unterstiitzung der
EU-Politiken erforderlichen Statistiken gewahrleistet ist.

Der Austausch von Erfahrungen, vorbildlichen Verfahren, Know-how und wichtigen Methodiken zwischen den Mitglie-
dern des ESS ist eine weitere grundlegende Bedingung fiir das reibungslose Funktionieren des Systems. Dies wird durch
den Ausbau des Ausbildungsprogramms fiir europdische Statistiker gefordert.

Die Ziele fiir den Programmzeitraum sind:

— Ergreifen der geeigneten Maffnahmen durch die Kommission und die Mitgliedstaaten zur Einhaltung des Verhaltens-
kodex fiir europdische Statistiken;

— FEinrichtung eines Europiischen Beratungsgremiums fiir die Statistische Governance, das die Governance-Struktur
erganzt;

— Priffung einer Qualititskennzeichnung amtlicher europdischer statistischer Aggregate; dies umfasst Durchfithrbarkeits-
studien zur Entwicklung von Verfahren, Standards und Kriterien, die fiir die Verwirklichung dieser Zielvorgabe
geeignet sind; und

— sicherstellen, dass das Ausbildungsprogramm fiir europdische Statistiker darauf abzielt, die Gesamtqualitit der europa-
ischen Statistik zu erhohen, indem die Qualifikation der Statistiker verbessert, ihre Unabhingigkeit gefordert, die
theoretische wie auch die praktische Ausbildung unterstiitzt und der Austausch von Erfahrungen und bewihrten
Verfahren gefordert werden.

2.2. Zusammenarbeit mit den Nutzern

Ein enger, bestindiger Dialog mit den Nutzern der Gemeinschaftsstatistiken tiber ihren Bedarf, ihre tatsichliche Nutzung
und ihre Priorititen ist dringend geboten. Die derzeitige Zusammenarbeit mit den Nutzern hat sich als fruchtbar erwiesen;
sie erstreckt sich unter anderem auf die Tdtigkeiten des Europiischen Beratenden Ausschusses fiir statistische Informatio-
nen im Wirtschafts- und Sozialbereich (CEIES) (1), die Zusammenarbeit mit den europdischen Unternehmensverbinden
und die formlichen Erérterungen des statistischen Arbeitsprogramms mit den Kommissionsdienststellen. Da die Nutzer
der Gemeinschaftsstatistiken jedoch immer zahlreicher und ihre Bediirfnisse immer vielfdltiger werden, wird Eurostat den
Dialog zwischen dem Europiischen Statistischen System und seinen Nutzern weiter intensivieren.

Die Ziele fir den Planungszeitraum sind:

— Verringerung der Entfernung zwischen Nutzern und Produzenten, indem die Kommunikation mit verschiedenen
Nutzergruppen und -netzen verbessert wird;

— Durchfithrung von proaktiven Untersuchungen iiber den Nutzerbedarf. Auf diese Weise kann das Europaische Sta-
tistische System besser auf neu entstehenden Bedarf reagieren; und

— Starkung des CEIES, damit die Entwicklung der Gemeinschaftsstatistik nutzerorientierter werden kann.

(') Die Kommission hat vorgeschlagen, den CEIES durch den Europiischen Beratenden Ausschuss fiir statistische Informationen zu
ersetzen.
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2.3. Technische Zusammenarbeit mit Drittlindern

Das Zusammenwirken zwischen der EU und Nachbarlindern sowie anderen Regionen und Lindern in der ganzen Welt
erfordert zuverldssige amtliche Statistiken iiber die wirtschaftlichen und sozialen Verhiltnisse in diesen Lindern. Eine
umfassende technische Zusammenarbeit soll es diesen Lindern erméglichen, statistische Kapazititen aufzubauen, damit sie
die fiir die Verwaltung der EU-Politiken benétigten Statistiken liefern konnen. Dies gilt insbesondere in Bezug auf die
Bewerberldnder. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit wird von zahlreichen Partnern im ESS Fachwissen eingebracht.

Das Ziel fir den Programmzeitraum ist:

— Erarbeitung und Durchfithrung regionaler Entwicklungsprogramme, wobei darauf zu achten ist, dass eine enge Ver-
bindung zwischen den statistischen Malnahmen und den umfassenderen Zielen der EU-Programme besteht.

2.4. Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen

Statistiken miissen nicht nur zwischen den EU-Mitgliedstaaten, sondern auch auf breiterer internationaler Ebene ver-
gleichbar sein, und viele Bereiche des ESS basieren auf einer international vereinbarten Methodik. Hdufig iibernimmt das
ESS eine Vorreiterrolle und entwickelt Standards, bevor dies auf weltweiter Ebene geschieht. In solchen Fillen ist es von
wesentlicher Bedeutung, dass die europdischen Entwicklungen in den weltweit angewandten Methodiken beriicksichtigt
werden. Zur internationalen Zusammenarbeit gehoren auch die gemeinsame Verwaltung groferer Projekte und die
Koordination der Arbeitsprogramme und Datenerhebungstitigkeiten, damit Doppelarbeit vermieden wird.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass eine koordinierte, gemeinsame Position wichtig ist, damit die Priorititen der EU einen
Einfluss auf den Arbeitsplan sowie auf die Entwicklung und Harmonisierung der internationalen statistischen Systeme
haben konnen. Aus diesem Grund wurde beschlossen, vor hochrangigen internationalen Tagungen die Ausarbeitung und
Koordinierung der EU-Positionen zu intensivieren.

Die Ziele fur den Programmzeitraum sind:

— Gewdhrleistung einer kohirenten Vertretung der EU und erforderlichenfalls Koordinierung ihrer Positionen in den
wichtigsten internationalen Statistikforen sowie in Angelegenheiten von prioritirem Interesse fiir die EU-Politik; und

— Forderung der internationalen Zusammenarbeit und Koordination der Arbeitsprogramme, um Doppelarbeit zu ver-
meiden und die Vergleichbarkeit internationaler Statistiken zu verbessern.

3. Instrumente
3.1. Bessere Rechtsetzung

In Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 322/97 werden drei Arten von ,statistischen Einzelmaflnahmen* festgelegt,
die zur Durchfithrung des Statistischen Programms der Gemeinschaft angewandt werden konnen: erstens Rechtsvor-
schriften, die nach dem Mitentscheidungsverfahren erlassen werden, welches die Moglichkeit einer Ubertragung von
Durchfiihrungsbefugnissen auf die Kommission vorsieht; zweitens direkt von der Kommission getroffene Mafinahmen,
dies jedoch nur in genau abgegrenzten Fillen: die Laufzeit der Manahme darf nicht mehr als ein Jahr betragen, bei den
zu erhebenden Daten muss es sich um Daten handeln, die bereits bei den zustindigen einzelstaatlichen Stellen verfiigbar
oder zuginglich sind, und die Kommission muss die auf nationaler Ebene entstehenden zusitzlichen Kosten der Aktion
iibernehmen; und drittens Vereinbarungen zwischen Eurostat und den einzelstaatlichen Stellen.

Der Verabschiedung von Rechtsvorschriften nach den Bestimmungen des Vertrags sollte in den meisten Situationen, die
eine Erhebung von Statistiken erforderlich machen, der Vorzug gegeben werden. Grundlage hierfiir wird eine realistische
Rechtsetzungspolitik sein, die mit dem Ziel der Kommission, einfachere und zielgenauere Rechtsvorschriften zu erlassen,
im Einklang steht. Neue Legislativvorschlige werden gemeinsam mit den beteiligten Stellen griindlich vorbereitet und
sollten auf den Bedarf der Nutzer abgestimmt sein, iibermifige Belastungen der Auskunftgebenden vermeiden und
Priorititen, Kosten und Moglichkeiten der Umsetzung angemessen beriicksichtigen.

Die Ziele fur den Programmzeitraum sind das Ergreifen von Initiativen, die auf Folgendes abzielen:

— Ersetzung von Vereinbarungen durch gemeinschaftliche Rechtsvorschriften in bestimmten Bereichen, in denen regel-
mifSig hinreichend ausgereifte Gemeinschaftsstatistiken erstellt werden;

— Neufassung und Vereinfachung der Rechtsvorschriften in Statistikbereichen mit komplexen gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften;

— Aufhebung oder Uberarbeitung der Rechtsvorschriften in Statistikbereichen, in denen die gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften nicht hinreichend auf den Nutzerbedarf, die Priorititen und die soziookonomischen und technologischen
Gegebenheiten abgestimmt sind.
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3.2. Uberwachung der Konformitit

Die Qualitit der Gemeinschaftsstatistik beinhaltet — neben den wissenschaftlichen Anforderungen — die grundlegende
Anforderung, dass die Grundsitze des Vertrags und der sekundirrechtlichen Vorschriften eingehalten werden. Daher ist
die intensive und systematische Uberwachung der Einhaltung der Rechtsvorschriften eine Prioritdt. Eine globale und
kohirente Strategie fiir die Konformitdt mit den Vorschriften wird verfolgt werden, die sich an den Grundsitzen einer
realistischen Rechtsetzungspolitik, der Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur systematischen Anwendung der Statistikvor-
schriften und einer kohérenten und systematischen Konformititsiiberwachung orientiert. In allen Phasen des Prozesses der
Uberwachung der Konformitit werden enge Kontakte mit den zustindigen nationalen Stellen gepflegt.

Das Ziel fir den Programmzeitraum ist:

— Gewihrleistung einer systematischen Uberwachung der Einhaltung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften.

3.3. Stirkere Beriicksichtigung des Nutzerbedarfs

Um den Nutzern bessere statistische Dienste zu bieten und die Effizienz fiir das ESS insgesamt zu steigern, miissen die
Arbeiten stirker auf den Kernbedarf fiir die europiische Politik ausgerichtet werden. In besonderen Fillen beruht dies auf
dem europdischen Statistikkonzept, einer pragmatischen Strategie zur Erleichterung der Erstellung von europiischen
statistischen Aggregaten, denen eine besondere Bedeutung fiir die Gemeinschaftspolitiken zukommt. Ferner miissen die
Flexibilitit des ESS und seine Fihigkeit, umgehend auf Anderungen des Nutzerbedarfs zu reagieren, gestirkt werden.

Die Ziele fir den Programmzeitraum sind:

— Verbesserung der Kohérenz zwischen den statistischen Systemen, wodurch die Fahigkeit gestirkt wird, dem Bedarf der
Nutzer durch Kombination unterschiedlicher statistischer Quellen zu entsprechen;

— Ausweitung der Verwendung von Ad-hoc-Modulen in Gemeinschaftserhebungen in besonderen Fillen, wodurch
schneller auf die Entstehung von neuem Bedarf reagiert werden kann;

— starkere Differenzierung der Anforderungen nach dem Gewicht der Lander in den europdischen statistischen Ag-
gregaten, wodurch sich die Kosten fiir einige nationale Stellen wie auch die Belastung der Auskunftgebenden be-
trachtlich verringern werden und auch die Aktualitdt der statistischen Aggregate der EU verbessert wird; und

— Verwendung von europdischen Stichproben in besonderen Fillen zur Bereitstellung von Daten guter Qualitit auf der
europdischen Aggregierungsebene, wodurch Kohdrenz und Vergleichbarkeit verbessert und die Produktionsprozesse
rationalisiert werden.

3.4. Finanzielle Unterstiitzung von Mafnahmen, die zur Verwirklichung der Gemeinschaftsziele beitragen

Um sicherzustellen, dass dem Bedarf der Nutzer rechtzeitig entsprochen wird, kann die Kommission die Entwicklung von
Statistiken und den Aufbau von Kapazititen im ESS unterstiitzen, indem sie Dienstleistungsvertrage vergibt oder Finanz-
hilfevereinbarungen abschlieft. Bei dieser Unterstiitzung wird die Aufteilung der finanziellen Lasten zwischen dem Ge-
meinschaftshaushalt und den Haushalten der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Durchfithrung des Programms (sowie die
Lage des jeweiligen Mitgliedstaats) beriicksichtigt, insbesondere in Fillen, in denen das europdische Statistikkonzept
angewandt wird.

Die Ziele fiir den Programmzeitraum sind:

— Abschluss von Dienstleistungsvertragen und Finanzhilfevereinbarungen mit dem Ziel, die bestmogliche Entwicklung
der Statistik und den Aufbau von Kapazititen im ESS unter optimaler Nutzung der verfiigbaren Ressourcen zu
gewihrleisten; und

— Bemiithungen zur Straffung und Vereinfachung der Verfahren fiir das Zuschussmanagement, unbeschadet der Ver-
ordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamt-
haushaltsplan der Europiischen Gemeinschaften (1).

(") ABL L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Verordnung zuletzt geindert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 (ABL L 390 vom
30.12.2006, S. 1).
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3.5. Nutzung des Fachwissens der Partner fiir Gemeinschaftszwecke

Um die Ziele des ESS erreichen zu konnen und die Verbesserung der Programme, Prozesse und Produkte zu gewahrleis-
ten, die notwendig ist, um den zunehmenden Nutzerbedarf zu decken, bedarf es nicht nur ausreichender Ressourcen,
sondern auch der Kreativitit und Kompetenz des gesamten ESS. Deshalb werden neue Methoden zur Strukturierung der
praktischen Organisation bestimmter Tatigkeiten — unter Nutzung von Fachwissen und vorbildlichen Verfahren, wo
immer vorhanden — zum Einsatz kommen, um Synergien freizusetzen und die Gesamteffizienz und -qualitit zu steigern.

Das Ziel fir den Programmzeitraum ist:

— Einfilhrung oder Weiterentwicklung von gemeinsamen Strukturen, Werkzeugen und Prozessen (z. B. ESSnet —
Kooperationsnetze zwischen Partnern des ESS; Ziel ist, Doppelarbeit zu vermeiden und somit die Effizienz zu
erhohen), an denen die nationalen Stellen und die zustindigen Gemeinschaftsdienststellen beteiligt sind und die die
Spezialisierung bestimmter Mitgliedstaaten auf spezifische statistische Tatigkeiten zum Nutzen des gesamten ESS
erleichtern.

3.6. Verbreitung

Die Ziele und Instrumente der Verbreitung werden sich wihrend der Programmlaufzeit grundlegend dndern; die Ande-
rungen betreffen nicht nur die Art der Verbreitungsfunktion selbst, sondern werden auch tief greifende Auswirkungen auf
die iibrigen Phasen des statistischen Produktionsprozesses haben.

Die rasche Entwicklung von Leistung und Verfiigbarkeit des Internets wird dieses Medium in Zukunft zum wichtigsten
Instrument fiir die Verbreitung statistischer Daten machen. Dadurch wird sich der Kreis der potenziellen Statistiknutzer
ertheblich erweitern, und neue Verbreitungsmoglichkeiten werden entstchen. Dariiber hinaus wird das Internet eine
Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Eurostat und den nationalen statistischen Amtern erméglichen. Das Internet
wird jedoch auch erhebliche neue Herausforderungen fiir eine nutzerfreundliche Présentation der Daten bringen, die dem
Nutzer hilft, Statistiken zu finden, auf den Bildschirm zu holen und zu verstchen. Die derzeit verbreiteten gedruckten
Veroffentlichungen und elektronischen Offline-Produkte miissen als ergidnzende Verbreitungsinstrumente weiterentwickelt
werden. Angemessene Strukturen fiir die Nutzerunterstiitzung und die Kommunikation mit Nutzergruppen sind wichtige
Elemente einer wirksamen Verbreitung.

Die Ziele fir den Programmzeitraum sind:

— Weiterentwicklung der Eurostat-Website im Hinblick auf Inhalt, Benutzerfreundlichkeit und Funktionalitdt, damit sie
mit vorbildlichen Verfahren (,Best Practice”) in Einklang steht;

— Verstarkung der Zusammenarbeit mit anderen Verbreitungsplattformen des ESS und anderen Gemeinschaftsdienst-
stellen, um die Nutzung der Websites zu erleichtern und den Wert der statistischen Informationen fiir die Nutzer zu
erhohen.

3.7. Kosten-Nutzen-Abwigung

Das ESS muss stets dariiber wachen, dass das Verhiltnis zwischen dem Bedarf an Informationen fiir gemeinschafts-
politische Zwecke und den auf EU-Ebene, nationaler und regionaler Ebene fiir die Bereitstellung dieser Informationen
bendtigten Ressourcen ausgewogen ist. Besonders wichtig ist die Bereitstellung angemessener Mittel auf nationaler Ebene,
damit der statistische Informationsbedarf, der sich aus den politischen Entscheidungen der EU ergibt, gedeckt werden
kann. Es muss jedoch auch geniigend Flexibilitit gewahrt werden, damit die nationalen Stellen dem gemeinschaftlichen
Bedarf an statistischen Daten so kosteneffizient wie moglich entsprechen konnen.

Die Prioritdtensetzung wird sich an drei grofen Leitlinien orientieren:

— Bewertung des Nutzerbedarfs einschlieSlich der Relevanz fiir die Politikgestaltung auf Gemeinschaftsebene;

— Bewertung der finanziellen Auswirkungen fiir Auskunftgebende, Mitgliedstaaten und Kommission, z. B. unter Ver-
wendung des EU-Nettokostenmodells oder des Standardkostenmodells;

— Bewertung spezifischer, fiir die Kostenwirksamkeit einer bestimmten Statistik relevanter statistischer Aspekte, ein-
schlieRlich der Abwigung zwischen verschiedenen Kriterien fiir die statistische Qualitit, z. B. ,Genauigkeit* und
JAktualitat’, und der Moglichkeiten fur flexible Berichterstattungspflichten, die auf den europdischen Kernbedarf ab-
gestellt sind.
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Um die Kostenwirksamkeit insgesamt zu maximieren und eine ausgewogene Priorititensetzung fiir die im Rahmen der
jahrlichen statistischen Arbeitsprogramme durchzufithrenden Titigkeiten einzuhalten, werden diese Grundsitze auf trans-
parente Weise und nach praktischen Leitlinien umgesetzt, die Eurostat zusammen mit den nationalen statistischen Stellen
erarbeiten und anwenden wird.

Die Ziele fir den Programmzeitraum sind:

— Einfithrung von Verfahren fiir eingehende schrittweise Uberpriifungen bestehender Bereiche der Gemeinschaftsstatistik
und fiir die Bewertung von neuem oder grundlegend verdndertem Nutzerbedarf. Dies ist von Bedeutung fiir eine
kontinuierliche Verbesserung der Gemeinschaftsstatistik durch Ermittlung von Anforderungen, die verringert oder
ganz gestrichen werden konnen, und fiir die Einfithrung iiberarbeiteter oder neuer statistischer Maffnahmen;

— Vornahme einer mit einer Kosten-Aufwand-Schitzung beginnenden Kosten-Nutzen-Analyse, die eine systematische
Neufestsetzung der Priorititen vor Ablauf des Programmzeitraums 2008—2012 erlaubt, in Bezug auf alle von diesem
Statistischen Programm abgedeckten Bereiche. Ein Aktionsplan fir den gesamten Prozess wird in den ersten sechs
Monaten des Programmzeitraums 2008—2012 eingeleitet;

— Vornahme einer Kosten-Nutzen-Analyse bei allen neuen statistischen Projekten und gréferen Uberarbeitungen be-
stehender Statistiken, die eine erhebliche zusitzliche Belastung fiir die Datenlieferanten, insbesondere die Unterneh-
men, mit sich bringen kénnten, vor deren Durchfiithrung;

— Festlegung von Zielen fiir die Einschrinkung oder Verringerung der Gesamtkosten und -belastungen als Richtschnur
fir den Uberpriifungs- und Neugewichtungsprozess;

— sicherstellen, dass die Berichtspflichten in einem angemessenen Verhiltnis zum Nutzerbedarf stehen und fir die
Auskunftgebenden, insbesondere die kleinen und mittleren Unternehmen, keine ibermifige Belastung darstellen. Es
werden Mafinahmen zur Uberwachung des Aufwands vorgesehen und Méglichkeiten zur Minimierung des Aufwands
eingefiihrt. Die verstirkte Nutzung von Verwaltungsdaten fiir statistische Zwecke ist ein wesentliches Instrument zum
Erreichen dieses Ziels; und

— nach Moglichkeit Verwendung vorhandener Daten zur Erfiillung der neuen statistischen Anforderungen.
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ANHANG II

STATISTISCHES FUNFJAHRESPROGRAMM: ZIELE UND MASSNAHMEN

Dieser Anhang gibt einen Uberblick iiber den Statistikbedarf und die Anforderungen unter dem Gesichtspunkt der
Erfordernisse der Politik der EU. Auf einen ersten Abschnitt, in dem bereichsiibergreifende statistische Tatigkeiten zur
Unterstiitzung der allgemeinen politischen Prioritdten beschrieben werden, folgt eine Untergliederung dieses Bedarfs nach
den Titeln des Vertrags zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft (EG-Vertrag). Dies kann zuweilen zu Wieder-
holungen fithren, da einige statistische Tatigkeiten sich mehreren Vertragstiteln zuordnen lassen. Fiir jeden Politikbereich
enthilt dieser Anhang Angaben zum rechtlichen Rahmen, zur gegenwirtigen Situation und zu den wichtigsten fiir den
Fiinfjahreszeitraum vorgesehenen Mafnahmen.

Die von der Kommission festgelegten Priorititen werden in jedem Jahr mit den Mitgliedstaaten erortert; daraus sollen
Vorschliage zur Vereinfachung der statistischen Anforderungen hervorgehen, die dann in das Verfahren der Verabschie-
dung neuer Rechtsgrundlagen und ihrer Durchfithrungsmafinahmen eingehen kénnen. Vorbildliche Verfahren der Daten-
erhebung werden regelmdfSig mit den Mitgliedstaaten erértert und unter den Mitgliedstaaten ausgetauscht, damit AnstofSe
zur Vereinfachung und Modernisierung der Datenerhebungsmethoden gegeben werden und so die Belastung der Aus-
kunftgebenden verringert wird.

BEREICHSUBERGREIFENDE STATISTISCHE TATIGKEITEN ZUR UNTERSTUTZUNG DER ALLGEMEINEN
POLITISCHEN PRIORITATEN DER GEMEINSCHAFT

Strukturindikatoren und Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung
Rechtlicher Rahmen

Die am 23. und 24. Mdrz 2000 vom Europdischen Rat angenommene Lissabon-Strategie bildet die Grundlage fiir die
Strukturindikatoren, deren Hauptzielsetzungen Wirtschaftswachstum und Schaffung von Arbeitsplatzen im Jahr 2005 in
den integrierten Leitlinien fir Wachstum und Beschiftigung festgeschrieben wurden (Artikel 99 des EG-Vertrags). Die
Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung haben mit der am 15. und 16. Juni 2006 vom Europiischen Rat in Briissel
angenommenen Strategie fiir nachhaltige Entwicklung eine neue Grundlage erhalten.

Gegenwdrtige Situation

Statistiken und Indikatoren werden benétigt, um Umsetzung und Auswirkungen sowohl der Lissabon-Strategie als auch
der Strategie fiir nachhaltige Entwicklung zu tiberwachen, die beide Querschnittscharakter haben. Durch kontinuierliche
Neuentwicklungen werden die Indikatorenreihen an den tatsichlichen Bedarf angepasst und die Qualitit der an die breite
Offentlichkeit weitergegebenen Daten verbessert.

Einige Bereiche — etwa Lebensmittelsicherheit und -qualitdt, Chemikalien und Pestizide, Gesundheit und Umwelt, soziale
Verantwortung der Unternehmen, Biodiversitdt, natiirliche Ressourcen, Verkehr, Meeresokosysteme, Good Governance
und Finanzdienstleistungen — werden durch die Indikatoren bislang nicht hinreichend abgedeckt.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Die Strukturindikatoren und die Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung werden — unter Beriicksichtigung allge-
meiner Rahmenstrukturen wie Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen — an neu entstehenden Nutzerbedarf und an
spezifische einzelstaatliche Programme angepasst.

— In Zusammenarbeit mit anderen Kommissionsdienststellen und der Europiischen Umweltagentur werden neue Indi-
katoren fir nachhaltige Entwicklung entwickelt, um bestehendem und kiinftigem Bedarf besser entsprechen zu
konnen, insbesondere in den Bereichen Lebensmittelsicherheit und -qualitdt, Chemikalien und Pestizide, Gesundheit
und Umwelt, soziale Verantwortung der Unternehmen, Biodiversitit, natiirliche Ressourcen, Verkehr, Meeresokosys-
teme, Bodennutzung und Good Governance. Die regionalen Untergliederungen werden nach Bedarf weiterentwickelt.

— Die Qualitit der bestehenden Indikatoren wird verbessert und die Informationen iiber die Qualitit der veréffentlichten
Indikatoren werden vervollstindigt.

— Die Kommunikation sowohl iiber die Strukturindikatoren als auch iiber die Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung
wird entsprechend der Bedeutung der zugrunde liegenden Strategien verbessert werden.

Erweiterung

Rechtlicher Rahmen

Fiir die Beitrittsverhandlungen benotigt die Kommission umfassende und zuverldssige Statistiken, die in methodischer
Hinsicht mit denen der Mitgliedstaaten vergleichbar sind. Die statistische Unterstiitzung der neuen Mitgliedstaaten, der
Bewerberldnder und der angehenden Bewerberldnder beruht auf einem starken rechtlichen Rahmen, der unter anderem die
Beitrittsakte und die Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des Rates vom 17. Juli 2006 zur Schaffung eines Instruments fiir
Heranfithrungshilfe (IPA) () umfasst.

() ABL L 210 vom 31.7.2006, S. 82.
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Gegenwdrtige Situation

Wihrend sie auf ihre Ziele im Bereich der statistischen Unterstiitzung hinarbeitet, steht die Europdische Union vor drei
recht unterschiedlichen Herausforderungen:

— Einbezichung der potenziellen neuen Mitglieder in simtliche Gemeinschaftssysteme, darunter z. B. das Eigenmittel-
system, das System der Strukturfonds sowie alle anderen Themen und Programme,

— angemessene Vorbereitung der Bewerberlinder auf ihren Beitritt durch Teilnahme am Verhandlungsprozess und
Follow-up ihrer in den Verhandlungen eingegangenen Verpflichtungen bis zum Beitritt,

— Fortsetzung der Vorbereitung der verbleibenden Bewerberlidnder auf den Beitritt und der Unterstiitzung dieser Linder
bei der vollstindigen Einhaltung der geltenden gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften.

Dies stellt hohe Anforderungen an die Statistikproduktion der Bewerberldnder. Unbedingt erforderlich sind grundlegende
Wirtschaftsstatistiken einschlie@lich Angaben iiber die sektorale und regionale Verteilung des Bruttoinlandsprodukts,
Bevolkerungs- und Beschiftigungsdaten usw. Von zentraler Bedeutung sind auch Statistiken, die Aufschluss iiber die
Verwirklichung des Binnenmarkts geben, zum Beispiel iiber Waren- und Dienstleistungsverkehr, Niederlassungsfreiheit,
Zahlungsbilanz, Kapitalbewegungen, Mobilitdt natiirlicher Personen, Industrieproduktion und -struktur usw. Zusitzlich
werden fiir zentrale EU-Politiken Statistiken iiber Sektoren bendétigt, die sensitive Bereiche bei den Beitrittsverhandlungen
darstellen, wie etwa Landwirtschaft, Verkehr, Regionen und Umwelt.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Die Erhebung vergleichbarer Daten fiir zentrale Politiken wird fiir die Zwecke der Beitrittsverhandlungen sowie fiir
kommissionsinterne Zwecke konsolidiert.

— Die Unterstiitzung der neuen Mitgliedstaaten, der Bewerberldnder und der angehenden Bewerberlinder bei der Anpas-
sung ihrer statistischen Systeme an die Erfordernisse der Gemeinschaft wird fortgefiihrt.

TITEL 1
FREIER WARENVERKEHR
Rechtlicher Rahmen

Bestimmungen des EG-Vertrags: Artikel 133 (gemeinsame Handelspolitik).

Rechtsakte fir die betreffenden Statistikbereiche: Verordnung (EG) Nr. 638/2004 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 31. Mdrz 2004 iiber die Gemeinschaftsstatistiken des Warenverkehrs zwischen Mitgliedstaaten ('), Verordnung
(EG) Nr. 184/2005 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Januar 2005 betreffend die gemeinschaftliche
Statistik der Zahlungsbilanz, des internationalen Dienstleistungsverkehrs und der Direktinvestitionen (2).

Gegenwdrtige Situation

Die Anpassungen der handelsstatistischen Rechtsvorschriften hauptsichlich im Hinblick auf die Intrastat-Verordnung, die
Einfilhrung des Intrastat-Meldesystems in den neuen Mitgliedstaaten und die Verringerung der Zahl der Positionen in der
Kombinierten Nomenklatur waren wichtige Ergebnisse im abgelaufenen Programmzeitraum. Diese Weiterentwicklungen
zielten darauf ab, dem Bedarf der Nutzer statistischer Daten auf der Ebene der Gemeinschaft wie auch der Mitgliedstaaten
besser zu entsprechen, denn sie ermdglichen es, makrookonomische Entwicklungen richtig zu interpretieren und die
Wettbewerbsfahigkeit der EU und der Mitgliedstaaten zu beurteilen. Durch die gleichzeitige Optimierung der Erhebung
und Verarbeitung statistischer Daten konnte der Verwaltungsaufwand fir die Lieferanten statistischer Informationen
verringert werden. Diese Ergebnisse stehen in hohem Mafle im Einklang mit den Zielen der Lissabon-Strategie.

Die Ziele fiir den Zeitraum 2008—2012 werden sein, die Bemithungen um Vereinfachung und Harmonisierung der
unterschiedlichen Arten von Statistiken iiber den internationalen Warenverkehr und die Zahlungsbilanz weiter fortzu-
setzen und dabei gleichzeitig die Moglichkeiten einer Verkniipfung der handelsstatistischen Daten und Nomenklaturen mit
anderen Statistiken, insbesondere der Unternehmensstatistik oder den Wirtschaftszweigsystematiken, zu priifen. Das Er-
gebnis wird ein weiterer Schritt hin zu einem einfacheren, transparenteren und umfassenderen Rahmen fiir die Erstellung
und Verwendung der Handelsstatistik sein, der den Verwaltungsaufwand fiir die Unternehmen weiter verringern und
dadurch die Wettbewerbsposition der europdischen Wirtschaft stirken wird. Gleichzeitig diirfte die Verkniipfung von
Statistiken unterschiedlicher Art die Anwendung neuer Verfahren zur Analyse wirtschaftlicher und struktureller Entwick-
lungen und der nachhaltigen Nutzung von Rohstoffen in der EU ermdglichen.

() ABL L 102 vom 7.4.2004, S. 1.
(® ABL L 35 vom 8.2.2005, S. 23. Verordnung geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 602/2006 der Kommission (ABL. L 106 vom
19.4.2006, S. 10).
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Wichtigste Mafinahmen fiir 2008—2012:

— Ein System, bei dem nur die Stréme in eine Richtung erfasst werden (,Einstromverfahren®), oder ein anderes Ver-
fahren, das zu einer deutlichen Verringerung des Beantwortungsaufwands fir den Intrastat fihrt, wird von der
Kommission bis 2010 vorgeschlagen; dabei werden Durchfithrbarkeitsstudien zur Qualitit, einschlieflich der Aktua-
litat der Statistiken, gebithrend beriicksichtigt.

— Verfahren und Instrumente zur besseren Integration der unterschiedlichen Arten statistischer Informationen, die bei
den Unternehmen eingeholt werden, werden entwickelt.

— Die Konsistenz zwischen der Warenverkehrsstatistik und der Zahlungsbilanzstatistik wird weiter verbessert. Lang-
fristiges Ziel ist die Entwicklung eines integrierten statistischen Handelssystems, das die grenziiberschreitenden Waren-,
Dienstleistungs- und sonstigen handelsbezogenen Strome zusammenhingend und auf methodisch einheitliche Art
widerspiegelt.

TITEL 11
LANDWIRTSCHAFT
Rechtlicher Rahmen

In der Agrarstatistik kommt der hohe Grad der Integration der Landwirtschaft in der EU, die Bedeutung der gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) im EU-Haushalt und die wesentliche Rolle der Agrarstatistik im Entscheidungsprozess der GAP zum
Ausdruck.

Gegenwdrtige Situation

Die traditionelle Agrarstatistik, die auch weiterhin von zentraler Bedeutung fiir die GAP (Marktverwaltung) sein wird, muss
konsolidiert und vereinfacht werden. Auflerdem werden die neuen politischen Anliegen (Entwicklung des lindlichen
Raums, Einhaltung von Umweltschutzvorschriften und Auswirkungen auf die Umwelt, Lebensmittelsicherheit) Struktur-
statistiken erforderlich machen, die mit geringerer Haufigkeit erstellt werden konnten, dabei jedoch dem Bedarf an
detaillierten und zuweilen spezifischen geografischen Untergliederungen mit einem Abgleich beispielsweise mit rdum-
lichen Daten iiber Boden, Wassereinzugsgebiete und Biodiversitit entsprechen sollten. Die Landwirtschaftszahlung 2010
wird in dieser Hinsicht eine duferst wertvolle Datenquelle darstellen.

Einer der wichtigsten Vorschlige in der Mitteilung der Kommission ,Europdischer Aktionsplan fiir 6kologische Landwirt-
schaft und okologisch erzeugte Lebensmittel“ von 2004 betrifft eine informationsgesteuerte Entwicklung des Marktes fiir
okologische Lebensmittel. Zu diesem Zweck ist die Verbesserung der Erhebung statistischer Daten iiber Herstellung und
Vermarktung okologischer Erzeugnisse geplant. Der Rechtsrahmen des agrarstatistischen Systems der EU muss in naher
Zukunft aktualisiert und anschlieBend in der EU und in den Bewerberlindern umgesetzt werden.

Ein besonderes Augenmerk wird der Entwicklung spezifischer Indikatoren fiir Umweltmanagement und nachhaltige Forst-
und Holzwirtschaft gelten. Der Forstaktionsplan der EU muss im Anschluss an die fiir 2006/2007 vorgesehene Ein-
leitungsphase tiberwacht werden.

Das Programm fiir die Fischereistatistik wird die weitere Umsetzung der bestehenden Rechtsvorschriften einschlieSlich der
Vorschriften zur Aquakulturstatistik, die Entwicklung von soziodkonomischen Indikatoren und Nachhaltigkeitsindikatoren
sowie die Entwicklung von Versorgungsbilanzen fiir Fischereierzeugnisse umfassen. Eurostat wird die Entwicklungen der
geplanten Meerespolitik verfolgen und sein Arbeitsprogramm, soweit erforderlich, entsprechend anpassen.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Eine Landwirtschaftszahlung wird entsprechend den Rechtsvorschriften im Prinzip 2009—2010 durchgefiihrt, ebenso
eine zehnjihrliche Erhebung iiber Rebflichen. Die Ergebnisse der Betriebsstrukturerhebung 2007 werden 2008 bereit-
gestellt (desgleichen die Ergebnisse der Erhebung iiber Baumobstanlagen 2007).

— Erhebungen iiber landwirtschaftliche Produktionsverfahren, Bodennutzung, Betriebsmitteleinsatz und okologischen
Landbau werden entsprechend den geltenden Rechtsvorschriften durchgefiihrt.

— Die laufenden Erhebungen iiber die pflanzliche und die tierische Erzeugung werden entsprechend den iiberarbeiteten
Rechtsvorschriften durchgefiihrt, die auf die Zusammenfithrung und Vereinfachung der bestehenden Rechtsvorschrif-
ten und die Verringerung des Beantwortungsaufwands abzielen.

— Die laufende Durchfiihrbarkeitsstudie iiber das Einkommen des Sektors landwirtschaftliche Haushalte wird evaluiert
werden.
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— Die Indikatoren fiir landliche Entwicklung und die Agrarumweltindikatoren werden weiterentwickelt und bereitgestellt.

— Besondere Aufmerksamkeit wird der Entwicklung eines effizienteren Systems zur Erhebung und Validierung der
Agrarstatistik gewidmet.

— Neue statistische Informationen werden zur Unterstiitzung der geplanten Meerespolitik, die gegenwirtig von der
Kommission konzipiert wird, produziert und bereitgestellt werden.

TITEL III
FREIZUGIGKEIT, FREIER DIENSTLEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR )
Rechtlicher Rahmen

Der freie Kapital- und Dienstleistungsverkehr ist fiir den Binnenmarkt von entscheidender Bedeutung. Er ist Teil der so
genannten ,Grundfreiheiten®, die eine zentrale Rolle im Binnenmarkt spielen. Da der Kommission die Uberwachung der
richtigen und fristgeméfen Anwendung der Bestimmungen des EG-Vertrags iiber den freien Kapital- und Dienstleistungs-
verkehr obliegt, bendtigt sie zuverldssige und vergleichbare statistische Informationen.

Die einschlagigen Bestimmungen tiber den freien Kapitalverkehr sind in den Artikeln 56 bis 60 des EG-Vertrags verankert.
Die Freiheit des grenziiberschreitenden Dienstleistungsverkehrs ist in Artikel 49 dieses Vertrags festgelegt.

Die Rechtsakte fiir die betreffenden Statistikbereiche sind: Verordnung (EG) Nr. 184/2005, Entscheidung Nr.
1608/2003/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Juli 2003 zur Erstellung und Entwicklung von
Gemeinschaftsstatistiken tiber Wissenschaft und Technologie (?), Verordnung (EG) Nr. 716/2007 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2007 zu gemeinschaftlichen Statistiken iiber die Struktur und Tatigkeit von Aus-
landsunternehmenseinheiten (%), Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die
strukturelle Unternehmensstatistik.

Gegenwdrtige Situation

Die zunehmende Bedeutung des freien Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs fithrt zu einer steigenden Nachfrage nach
qualitativ hochwertigen Statistiken. Die Aufgabe besteht darin, sachdienliche Daten zeitnah zu verdffentlichen und das
System an die sich dndernden Anforderungen der politischen Entscheidungstriger anzupassen, bei gleichzeitig moglichst
geringem Beantwortungsaufwand fir die Auskunftgebenden.

Seit 2006 hat sich die Qualitit der Daten iiber den Dienstleistungsverkehr und Direktinvestitionen dank der Durch-
fihrung der Zahlungsbilanzverordnung verbessert. Dariiber hinaus werden die Statistiken iiber Auslandsunternehmens-
einheiten die Messung der Globalisierung der Produktionssysteme ermoglichen. Die erstellten Statistiken werden auch
weiterhin sowohl Extra-EU- als auch Intra-EU-Transaktionen erfassen und entsprechen somit den Erfordernissen des
Binnenmarkts.

Die zunehmende Bedeutung multinationaler Unternehmen wird neue Formen der Datenerhebung erforderlich machen.
Die neue Verordnung iiber Unternehmensregister sieht unter anderem die Ubermittlung von Einzeldaten iiber multina-
tionale Unternehmensgruppen an Eurostat und die Riickmeldung harmonisierter Informationen an die Mitgliedstaaten vor;
daraus soll ein gemeinschaftliches Register multinationaler Unternehmensgruppen (EuroGroups) entstehen, das ab 2008 in
vollem Umfang operationell sein wird.

Hochwertige Statistiken tiber Postdienstleistungen sind dufSerst wichtig fur die europiischen politischen Entscheidungs-
trager, fiir nationale Regulierungsbehérden und die Betreiber von Postdiensten, um die Entwicklung hin zu einem offenen
Markt fiir Postdienstleistungen und dariiber hinaus zu unterstiitzen. Die Modalititen der Datenerhebung werden auf der
Bewertung der Piloterhebung im Jahr 2006 aufbauen, damit eine hohe Datenqualitit gewahrleistet wird.

Die Internationalisierung von Forschung und Entwicklung (FuE) und der damit verbundenen Humanressourcen ist ein
wesentlicher Faktor fiir die Leistung der europdischen Wirtschaft. Daher ist es wichtig, FuE-Daten im Rahmen der
Zahlungsbilanz, der Statistik iiber Auslandsunternehmenseinheiten (FATS) und der Mafnahmen im Zusammenhang
mit multinationalen Unternehmen zu erheben.

Wichtigste Maflnahmen fiir 2008—2012:

— Die Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 mit einer tieferen Untergliederung des Dienstleistungssektors wird
in allen einschligigen Bereichen angewandt.

(") Das Thema Freiziigigkeit wird unter Titel IV behandelt.
() ABL L 230 vom 16.9.2003, S. 1.
() ABL L 171 vom 29.6.2007, S. 17.
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— Die Durchfithrung und Aktualisierung grundlegender Rechtsvorschriften (Zahlungsbilanz, internationaler Dienstleis-
tungsverkehr, Direktinvestitionen und Auslandsunternehmenseinheiten) wird sichergestellt.

— An der besseren Messung der Internationalisierung von Forschung und Entwicklung wird weiter gearbeitet.

— Arbeiten zur Statistik der Aufenthaltsgenehmigungen — sowohl fiir EU-Biirger als auch fiir Staatsangehorige von
Drittstaaten — werden so lange fortgesetzt, wie die Gemeinschaft aus politischen Griinden derartige Daten benotigt.

TITEL IV

VISA, ASYL, EINWANDERUNG UND ANDERE POLITIKEN BETREFFEND DEN FREIEN
PERSONENVERKEHR (1)

Rechtlicher Rahmen

Statistiken iiber Wanderung und Asyl sowie iiber Kriminalitit und Strafjustiz werden — soweit dies fiir die Durchfithrung
der Titigkeiten der Gemeinschaft erforderlich ist — entwickelt, um dem sich verdndernden Bedarf an statistischen Daten
zur Unterstiitzung des Aktionsplans der Kommission zur Umsetzung des Haager Programms in den Bereichen Freiheit,
Sicherheit und Recht zu entsprechen. Dieser Aktionsplan umfasst Vorschlige zur Steuerung der Wanderungsstrome, zur
sozialen und wirtschaftlichen Integration der Migranten, zu Grenzkontrollen, zu Asylfragen und zur Erhohung der
Sicherheit durch gemeinsame Bekdmpfung der Kriminalitdt, insbesondere der organisierten Kriminalitdt. Menge und
Qualitdt der zur Unterstiitzung dieser Maflnahmen bereitgestellten statistischen Daten werden ganz erheblich gesteigert
werden miissen. Dies gilt ganz besonders fir die Durchfithrung der vier neuen Fonds, die das Rahmenprogramm fiir
Solidaritat und die Steuerung der Migrationsstrome fiir den Zeitraum 2007—2013 vorsieht. Diese Entwicklungen werden
vor 2008 eingeleitet, jedoch wihrend der gesamten Laufzeit dieses Statistischen Programms und dariiber hinaus andauern.

Gegenwirtige Situation

Bei der Gemeinschaftsstatistik iiber Wanderung und Asyl bestehen derzeit schwerwiegende Probleme aufgrund mangeln-
der Datenverfiigbarkeit und unzureichender Harmonisierung. Um diese Midngel zu beseitigen, sind Maflnahmen zur
Behebung eingeleitet und werden wihrend der gesamten Laufzeit des Programms fortgefiihrt. Grundlage fur die Verbesse-
rungen wird die Durchfithrung der neuen Rechtsvorschriften fiir die Gemeinschaftsstatistik iiber Wanderung und Asyl in
den ersten Jahren der Programmlaufzeit sein. Das Potenzial im Bereich der Kriminalititsstatistik wird gemdfl dem EU-
Aktionsplan 2006—2010 tiber die Entwicklung eines kohdrenten und umfassenden Rahmens zur Messung von Krimina-
litat und Strafjustiz weiter sondiert. Die Durchfithrbarkeit und Ratsamkeit der Einfihrung einer Rechtsgrundlage fiir eine
solche Statistik wird untersucht.

Da die einzelstaatlichen Verwaltungs- und Statistiksysteme fiir Wanderung und Asyl sowie fiir Kriminalitdt und Strafjustiz
sehr unterschiedlich sind, werden die Manahmen zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Statistiken auf die Harmo-
nisierung der statistischen Ergebnisse konzentriert sein und weniger auf die Einfihrung gemeinsamer Datenquellen und
Verfahren. In einigen Fillen (etwa bei Statistiken iiber die organisierte Kriminalitit) konnte die Erschliefung neuer
Datenquellen allerdings erforderlich werden.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Die Durchfithrung der Rechtsvorschriften zur Gemeinschaftsstatistik iiber Wanderung und Asyl wird abgeschlossen.
Damit wird ein Rahmen fiir laufende Maffnahmen zur Stirkung der Verfiigbarkeit, Vergleichbarkeit, Aktualitdt und
politischen Relevanz dieser Statistiken zur Verfiigung stehen.

— Statistiken mit soziookonomischen Informationen iiber Migranten werden entwickelt und gegebenenfalls nach Ge-
schlechtern aufgeschliisselt; dies umfasst auch die Aufnahme von Ad-hoc-Modulen in die Arbeitskrifteerhebung und
die Erhebung von Daten iiber Migranten im Rahmen des gemeinschaftlichen Volkszdhlungsprogramms 2011.

— Die derzeitige Sondierung des Potenzials gemeinschaftlicher Statistiken iiber Kriminalitit (einschlieflich organisierte
Kriminalitit), Viktimisierung und Strafjustiz wird fortgesetzt.

(") Die Annahme von Mafinahmen auf dem Gebiet der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen ist nicht in Titel IV
des EG-Vertrags vorgesehen, sondern ist Teil von Titel VI des Vertrags iiber die Europiische Union. Diese Mafinahmen werden hier
unter Titel IV behandelt, da sowohl die Migrationspolitik als auch die Zusammenarbeit von Polizei[Justiz unter den Bereich Freiheit,
Sicherheit und Recht fillt.
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TITEL V
VERKEHR
Rechtlicher Rahmen

Die Verkehrspolitik der EU hat sich in den vergangenen 15 Jahren rapide weiterentwickelt. Thre Ziele wurden in den
Verkehrsweilbiichern von 1992 und 2001 sowie in der Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europiische
Parlament vom Juni 2006 ,Fiir ein mobiles Europa — Nachhaltige Mobilitit fiir unseren Kontinent — Halbzeitbilanz zum
Verkehrsweibuch der Europdischen Kommission von 2001“ festgelegt. Angestrebt wird die Optimierung des Verkehrs-
systems im Sinne einer effizienten, wettbewerbsfahigen, sicheren und umweltfreundlichen Leistung der einzelnen Ver-
kehrstrager und ihrer Kombinationen in intermodalen Verkehrsketten. Der Verkehr muss sauberer und effizienter werden,
damit die zunehmende Mobilitit nicht linger mit negativen Nebenwirkungen einhergeht. Die Verkehrspolitik der EU steht
im Mittelpunkt der EU-Strategie fiir nachhaltige Entwicklung und der Lissabon-Agenda fiir Wachstum und Beschiftigung.

Gegenwartige Situation

Die gemeinschaftlichen Verkehrsstatistiken sollen ein umfassendes Verkehrsinformationssystem bilden, das Daten zu
Personen-, Giiter- und Verkehrsstromen, Infrastruktur, Verkehrstragern, Transportmitteln, Mobilitit von Personen, Sicher-
heit, Energieverbrauch und Auswirkungen auf die Umwelt, Kosten und Preisen im Verkehrswesen, Infrastrukturinvestitio-
nen, Verkehrsunternehmen sowie Strukturindikatoren und Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung liefert.

Der Erfassungsgrad der Statistiken iiber Personen-, Giiter- und Verkehrsstrome ist fiir alle Verkehrstriger gut, mit Aus-
nahme der Personenbeforderung im Strafenverkehr und der nichtmotorisierten Verkehrstrager. Zudem fehlen in den
Verkehrsstatistiken fiir alle Verkehrstriger gegenwirtig einige wichtige Daten, die zur Uberwachung der Verkehrsiiber-
lastung, des Schadstoffausstofes in die Luft und weiterer negativer Umweltauswirkungen benotigt werden. Die Statistiken
tiber den Giiterverkehr sind nach wie vor in hohem Mafe auf einzelne Verkehrstriger ausgerichtet und liefern keine
ausreichenden Informationen iiber intermodale Verkehrsketten.

Es besteht derzeit ein Mangel an Indikatoren, die die Bedingungen beriicksichtigen, die den inter- und intramodalen
Wettbewerb tatsichlich beeinflussen, insbesondere im Hinblick auf die verschiedenen Aspekte der Betriebsbedingungen:
Steuern, Nutzungs- und Mautgebiihren, Lohnkosten und Zélle.

Bislang fehlen im Verkehrsinformationssystem Informationen iiber Investitionen und Kosten in der Verkehrsinfrastruktur
sowie rdumlich aufgegliederte Daten iiber Verkehrsnetze und -strdme, mit Verbindungen zwischen der geografischen
Darstellung des Verkehrsnetzes und den erhobenen Daten iiber das Netz, die zur Unterstiitzung der Investitionen in die
europdische Verkehrsinfrastruktur und der gemeinschaftlichen Regionalpolitiken erforderlich sind.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Der Erfassungsbereich der Rechtsgrundlagen fiir die gemeinschaftliche Verkehrsstatistik wird fiir alle Verkehrstrager
konsolidiert und vervollstindigt. Die laufenden Arbeiten an der Erstellung von Modal-Split-Indikatoren fiir den
Personen- und den Giiterverkehr werden weiterentwickelt. Besondere Aufmerksamkeit wird dabei der Personenbe-
forderung im Strafenverkehr gelten.

— Die Erhebung zusitzlicher Statistiken iber intermodale Verkehrsketten und den innerstidtischen Verkehr sowie die
Erstellung von Indikatoren, die zur Uberwachung der Einbeziechung von Umwelt- und Sicherheitsbelangen in die
Verkehrspolitik erforderlich sind, wird unter gebithrender Beriicksichtigung der Kosten-Nutzen-Aspekte gefordert. Die
Erhebung von Daten iiber Ausgaben fiir Infrastrukturinvestitionen und ihre Kosten wird iiberarbeitet. Auch der Bedarf
an Indikatoren fiir die Leistungsfdhigkeit der Logistik wird beriicksichtigt. Eine besondere Betonung wird auf der
Erhebung von in Fahrzeugkilometern ausgedriickten Verkehrsdaten liegen.

— Indikatoren fiir die Analyse der Wettbewerbsfihigkeit des Verkehrssektors und des intra- und intermodalen Wett-
bewerbs werden entwickelt, die entsprechenden Daten gesammelt und die Ergebnisse in einer angemessenen Form
verbreitet werden.

TITEL VI

GEMEINSAME REGELN FUR WETTBEWERB, STEUERFRAGEN UND ANGLEICHUNG DER
RECHTSVORSCHRIFTEN

Ein direktes statistisches Programm ist nicht erforderlich. Statistische Informationen zu diesem Titel werden bei Bedarf
von Daten und Indikatoren abgeleitet, die fiir andere Programmtitel erstellt wurden.
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TITEL VII
WIRTSCHAFTS- UND WAHRUNGSPOLITIK
Rechtlicher Rahmen

Bestimmungen des EG-Vertrags: Artikel 99 (Koordinierung und Uberwachung der Wirtschaftspolitik), Artikel 104 (Uber-
wachung der Entwicklung der Haushaltslage), Artikel 105 (Geldpolitik und Preisstabilitt), Artikel 133 (gemeinsame
Handelspolitik), Artikel 269 (Eigenmittel).

Wichtigste Rechtsvorschriften: Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europdischen System
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der Europdischen Gemeinschaft () (ESVG
95), Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1287/2003 des Rates vom 15. Juli 2003 zur Harmonisierung des Bruttonationa-
leinkommens zu Marktpreisen (,BNE-Verordnung®) (), Beschluss 2007/436/EG, Euratom des Rates vom 7. Juni 2007
iiber das System der Eigenmittel der Europiischen Gemeinschaften (3), Verordnung (EG) Nr. 3605/93 des Rates vom 22.
November 1993 iiber die Anwendung des dem Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft beigefiigten
Protokolls iiber das Verfahren bei einem tibermifSigen Defizit (*), Verordnung (EG) Nr. 2494/95 des Rates vom 23.
Oktober 1995 iiber harmonisierte Verbraucherpreisindizes (°), Verordnung (EG) Nr. 1165/98 des Rates vom 19. Mai
1998 iiber Konjunkturstatistiken (°), Verordnung (EG) Nr. 184/2005, Verordnung (EG, Euratom) Nr. 723/2004 des Rates
vom 22. Médrz 2004 zur Anderung des Statuts der Beamten der Europiischen Gemeinschaften und der Beschiftigungs-
bedingungen fiir die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften (7).

Gegenwirtige Situation

Die Uberwachung und Koordinierung der makrodkonomischen Politiken in der EU, die Fiihrung der Geldpolitik in der
Wirtschafts- und Wihrungsunion und die Strukturpolitiken der Gemeinschaft erfordern einen soliden statistischen Unter-
bau. Dariiber hinaus ist die Bereitstellung von Statistiken fur die administrativen Zwecke der EU von allergrofSter
Bedeutung.

Eurostat und die Mitgliedstaaten miissen fiir eine erfolgreiche Durchfithrung des Datenlieferprogramms zum Europdischen
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen sorgen. Diese Daten sind ein Schliisselelement fir Konjunktur- und
Strukturanalysen. Erhebliche Anstrengungen werden unternommen, um die Messung der Produktivitit zu verbessern,
wobei das Projekt EU KLEMS eine zentrale Rolle spielen wird.

Die Bereitstellung von Statistiken fiir administrative Zwecke der EU ist nach wie vor von allergrofiter Bedeutung. Hierzu
zahlt die Bereitstellung von BNE- und Mehrwertsteuerdaten fiir die Berechnung der Eigenmittel, von makrookonomischen
Daten zur Unterstiitzung der Strukturpolitiken (insbesondere von Kaufkraftparititen) und von Daten, die zur Berechnung
der Gehilter und Pensionen der EU-Beamten bendtigt werden.

Die Harmonisierung und Vergleichbarkeit der fiir die Haushaltsiiberwachung verwendeten Daten wird weiter iiberwacht,
damit den Entscheidungstrdgern qualitativ hochwertige und vergleichbare statistische Instrumente an die Hand gegeben
werden konnen, die fundierte Beurteilungen der Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten ermoglichen.

Das Tempo der Weiterentwicklung des harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) hat sich in den vergangenen Jahren
verlangsamt, und die qualitative Verbesserung des HVPI muss energischer vorangetrieben werden (dies betrifft vor allem
selbst genutztes Wohneigentum, Qualititsanpassung und Stichprobenziehung).

Eine kontinuierliche Verbesserung von Aktualitit, Erfassungsgrad und Verbreitung der ,wichtigsten europaischen Wirt-
schaftsindikatoren“ (WEWI) ist erforderlich. Dies sollte in einem angemessenen Verhiltnis zu den Risiken fiir die statis-
tische Qualitit insbesondere in Bezug auf die Verldsslichkeit frither Schitzungen stehen. In der Konjunkturstatistik (KS)
miissen Verbesserungen bei der Erfassung von Dienstleistungen, insbesondere den Preisen erbrachter Dienstleistungen, der
Lange der Zeitreihen und der Aktualitit der Daten vorgenommen werden.

Im Bereich der Zahlungsbilanzstatistik umfassen die derzeitigen Aufgaben die Bereitstellung hinreichender Inputdaten fiir
die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und die Sicherstellung einer anhaltenden Qualitit der Quellendaten in Mit-
gliedstaaten, in denen die Meldeschwellen der Banken angehoben werden.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Es erfolgt eine aktive Beteiligung an der Uberarbeitung der internationalen Standards fiir die Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (SNA 93) und die Zahlungsbilanzstatistik (BMP5).

(") ABL. L 310 vom 30.11.1996, S. 1. Verordnung zuletzt geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 1267/2003 des Europiischen
Parlaments und des Rates (ABl. L 180 vom 18.7.2003, S. 1).

@ ABL L 181 vom 19.7.2003, S. 1.

() ABL L 163 vom 23.6.2007, S. 17.

() ABL L 332 vom 31.12.1993, S. 7. Verordnung zuletzt geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 2103/2005 (ABL L 337 vom
22.12.2005, S. 1).

(*) ABL L 257 vom 27.10.1995, S. 1. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.

(®) ABL L 162 vom 5.6.1998, S. 1. Verordnung zuletzt geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europdischen Parlaments
und des Rates (ABL L 393 vom 30.12.2006, S. 1).

() ABL L 124 vom 27.4.2004, S. 1.
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— Das tiberarbeitete Europdische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95) wird angewandt.

— Die Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 wird in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, der Zah-
lungsbilanz und der Konjunkturstatistik angewandt, und weitere grundlegende Rechtsvorschriften werden durchge-
fiihrt.

— FEin auf dem HVPI aufbauendes europiisches System der Verbraucherpreisstatistik wird eingefiihrt, der HVPI-Rechts-
rahmen wird vereinfacht und konsolidiert, und die Glaubwiirdigkeit des HVPI wird durch eine bessere Wirksamkeit
der Kommunikationspolitik und der Strategie fiir die Konformitit mit den Vorschriften sichergestellt.

— Die Kohirenz zwischen den Arbeitsmarktstatistiken und den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wird verbessert.

TITEL VIII
BESCHAFTIGUNG
Rechtlicher Rahmen

Die Entwicklungen der EU-Arbeitsstatistik werden auf der iiberarbeiteten Lissabon-Strategie aufbauen, in deren Mittel-
punkt nunmehr Wachstum und Beschiftigung in Europa stehen, auf den Zielen und Benchmarks der Europdischen
Beschiftigungsstrategie und der Wirtschafts- und Wiahrungsunion, die einen umfassenden Satz unterjahrlicher Statistiken
zur Beschreibung der Arbeitsmarktentwicklungen in der Eurozone und der EU erforderlich machen.

Gegenwdrtige Situation

Die Arbeitsmarktstatistik wird durch einen soliden rechtlichen Rahmen geregelt, der eine regelmiRige Ubermittlung von
Daten fur die Schitzung von Beschiftigung, Erwerbslosigkeit, Verdiensten und Arbeitskosten sicherstellt. Neue Politikfel-
der werden jedoch eine Erweiterung der statistischen Rechtsvorschriften auf andere Bereiche erforderlich machen, bei-
spielsweise auf

i) die Statistik der offenen Stellen, um die Nachfrageseite des Arbeitsmarkts zu bewerten und die Statistik iiber Be-
schiftigung und Erwerbslosigkeit zu erginzen,

i) die Arbeitsmarktsituation von Migranten, um eine bessere Integration der Migranten zu férdern,
ili) die Arbeitsmarktsituation &lterer Arbeitnehmer und

iv) den Ubergang von der Schule ins Erwerbsleben, um geeignete politische Maffnahmen zur reibungslosen Eingliederung
junger Menschen in den Arbeitsmarkt zu unterstiitzen.

Auch Bereiche wie die Qualitit von Arbeit und Beschiftigung vor dem Hintergrund der demografischen Alterung der
Erwerbsbevolkerung, die Anpassungsfihigkeit von Arbeitskriften und Unternehmen sowie die Bediirfnisse des Arbeits-
markts in der Informationsgesellschaft werden bei der Entwicklung von Statistiken weiterhin im Mittelpunkt der Auf-
merksamkeit stehen.

Die Statistiken iiber Beschiftigung und Arbeitslosigkeit dienen in erster Linie zur Erfiillung makrockonomischer Anforde-
rungen. Dadurch werden bestehende regionale Abweichungen, insbesondere in bestimmten stidtischen Siedlungsgebieten,
in diesen Statistiken nicht vollstindig beriicksichtigt.

Nachdem die gemeinschaftliche Arbeitskrifteerhebung (AKE) in den vergangenen Jahren verbessert wurde, ist diese
Erhebung mit ihren jihrlichen Modulen zur wichtigsten Quelle fiir die Gewinnung vergleichbarer Daten iiber den Arbeits-
markt geworden. Die AKE ist eine haushaltsbezogene Erhebung, deren Ergebnisse durch unternehmensbezogene Daten
wie beispielsweise die strukturelle und die konjunkturelle Statistik tiber Verdienste und Arbeitskosten erginzt werden
muss. Dennoch sind in der Arbeitsmarktstatistik noch weitere Entwicklungen zur Qualititsverbesserung erforderlich,
beispielsweise eine bessere Abstimmung mit den Beschiftigungsdaten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
und aus anderen Erhebungen in Unternehmen und Landwirtschaft oder die Einfihrung von européischen Stichproben-
verfahren und Blitzschitzungen zur Verbesserung der Aktualitit bei der Verbreitung der Indikatoren. Dariiber hinaus
sollten die vorhandenen Datenquellen eingehend analysiert, die Weitergabe anonymisierter, fiir Gemeinschaftsstatistiken
erhobener Einzeldaten an die Wissenschaft verbessert und im Jahr 2011 eine revidierte Systematik der Berufe (ISCO)
eingefithrt werden, die die Struktur der Arbeitspltze besser widerspiegelt und bessere internationale Vergleiche ermdg-
licht.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Das Ad-hoc-Modul zur Arbeitsmarktsituation von Zuwanderern und ihren Nachkommen fiir die AKE 2008, das Ad-
hoc-Modul zum Ubergang von der Schule ins Erwerbsleben fiir die AKE 2009 und das AKE-Programm fiir die Ad-
hoc-Module 2010—2012 werden festgelegt und umgesetzt.
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— Der Erfassungsbereich der Strukturerhebungen iiber Verdienste und Arbeitskosten wird auf die Gesamtwirtschaft
ausgedehnt, und die Arbeitskostenerhebungen 2008 und die Verdienststrukturerhebung 2010 werden durchgefiihrt.

— In die konjunkturelle Arbeitsmarktstatistik sollen europiische Stichprobenverfahren auf der Grundlage einer umfang-
reicheren Nutzung vorhandener Daten eingefithrt werden, damit zeitnahe vierteljdhrliche und monatliche Aggregate
fir Beschaftigung und Erwerbslosigkeit in der Eurozone berechnet werden konnen.

— Die Statistiken iiber Beschiftigung und Arbeitslosigkeit sollen zielgenauere regionale Indikatoren enthalten, insbeson-
dere fur stidtische Siedlungsgebiete und Ballungsrdume, um den Unterschieden bei Beschiftigung und Arbeitslosigkeit
auf lokaler Ebene besser Rechnung zu tragen. Die Notwendigkeit und die Kosten einer moglichen Einfithrung jahrli-
cher Statistiken fiir Ballungsraume von mehr als 500 000 Einwohnern werden bis 2010 gepriift.

— Die Arbeitsstatistik wird die Uberwachung von Beschftigung in der Informationsgesellschaft erméglichen.

— Die kiinftige Ratsverordnung iiber die Statistik der offenen Stellen wird in vollem Umfang durchgefiihrt.

— Die Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 wird in die Strukturerhebungen iiber Verdienste und Arbeits-
kosten, den vierteljihrlichen Arbeitskostenindex und die kontinuierliche Arbeitskrifteerhebung eingefiihrt.

TITEL IX
GEMEINSAME HANDELSPOLITIK
Rechtlicher Rahmen

Die Kommission ist gemafs Artikel 133 des EG-Vertrags zustindig fiir die Fithrung von Verhandlungen iiber Handelsab-
kommen mit Drittlindern, einschlieRlich der Abkommen iiber den Handel mit Dienstleistungen. Die Rechtsakte fir die
betreffenden Statistikbereiche sind: Verordnung (EG) Nr. 1172/95 des Rates vom 22. Mai 1995 iiber die Statistiken des
Warenverkehrs der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten mit Drittlindern ('), Verordnung (EG) Nr. 184/2005, Ver-
ordnung (EG) Nr. 716/2007.

Gegenwdrtige Situation

Der Bedarf an Daten nimmt in dem Mafle zu, wie neue Handelskonkurrenten und -partner auf dem Weltmarkt in
Erscheinung treten (z. B. China, Indien, Brasilien und andere Linder in Lateinamerika), aber auch als Folge der strukturel-
len Verinderungen im Bereich des Waren- und Dienstleistungsverkehrs. Dariiber hinaus wird die qualitativ hochwertige
Erhebung, Analyse und Harmonisierung von Daten aus den Bewerberldndern und den wichtigsten EU-Partnerlandern eine
Prioritit bleiben.

Parallel dazu werden Anstrengungen unternommen, die Qualititsstandards der Daten iiber den grenziiberschreitenden
Handel mit Dienstleistungen, Direktinvestitionen und den Handel von Auslandsunternehmenseinheiten zu erhalten.
Hierzu ist es von grofter Bedeutung, dass die Verordnung (EG) Nr. 184/2005 und die Verordnung (EG) Nr.
716/2007 durchgefithrt werden.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Eine neue Extrastat-Rechtsvorschrift wird durchgefithrt mit dem Hauptziel, durch Verwendung von Registern der
Marktteilnehmer zusitzliche relevante Zolldaten und ergidnzende Statistiken bereitstellen zu konnen.

— Die grundlegenden Rechtsvorschriften (Zahlungsbilanz, internationaler Dienstleistungsverkehr, Direktinvestitionen und
Auslandsunternehmenseinheiten) werden durchgefithrt und aktualisiert.

— Die neuen internationalen Methodikstandards des IWF werden bei der Erstellung der Zahlungsbilanzstatistik der EU
angewandt.

— Das Handbuch iiber die Statistik des internationalen Dienstleistungsverkehrs und seine iiberarbeitete Fassung werden
in der EU angewandt.

(") ABL L 118 vom 25.5.1995, S. 10. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.
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TITEL X
ZUSAMMENARBEIT IM ZOLLWESEN

Ein direktes statistisches Programm ist nicht erforderlich. Statistische Informationen zu diesem Titel werden bei Bedarf
von Daten und Indikatoren abgeleitet, die fiir andere Programmtitel erstellt wurden.

TITEL XI
SOZIALPOLITIK, ALLGEMEINE UND BERUFLICHE BILDUNG UND JUGEND
Rechtlicher Rahmen

MafSgeblich fiir die Statistiken in diesem Bereich sind die offene Koordinierungsmethode (OKM) auf den Gebieten soziale
Ausgrenzung, Renten sowie Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege, die Strategie fiir nachhaltige Entwicklung, Artikel
143 (Bericht iiber die soziale Lage) und Artikel 13 (Diskriminierungsverbot) des EG-Vertrags, die Strategie fiir Gesundheit
und Sicherheit am Arbeitsplatz, die Entschliefung des Rates iiber die Forderung der Beschiftigung und der sozialen
Eingliederung von Menschen mit Behinderungen aus dem Jahr 2003 und die Mitteilung der Kommission ,Chancen-
gleichheit fiir Menschen mit Behinderungen: Ein Europiischer Aktionsplan. Auch die UNECE-Strategie ,Bildung fiir
nachhaltige Entwicklung“ empfiehlt eine Datenentwicklung.

Gegenwadrtige Situation

Das System der Statistik iiber Lebensbedingungen und Sozialschutz baut auf zwei Grundpfeilern aufi dem ESSOSS
(Européisches System der integrierten Sozialschutzstatistik) und der EU-SILC (Statistik iiber Einkommen und Lebens-
bedingungen). Diese beiden Pfeiler stiitzen die Laeken-Indikatoren und die Rentenindikatoren der OKM. Fortschritte
miissen noch bei der Entwicklung von Indikatoren iiber regionale Armut und Kinderarmut erzielt werden.

Was den demografischen Wandel in der EU betrifft, so werden die Indikatoren und statistischen Analysen zur Alterung,
zur finanziellen Tragfihigkeit, zur Produktivitit und zur Erwerbsquote im Rahmen der OKM und in Zusammenarbeit mit
den zustindigen Arbeitsgruppen des Rates weiterentwickelt.

Die Daten iiber das lebenslange Lernen umfassen Informationen tiber die formale und nichtformale Bildung und Aus-
bildung sowie das informelle Lernen. Auf der Grundlage der bestehenden Bildungsstatistik wurden neue Daten iiber die
betriebliche Weiterbildung (mit denen Engagement und Beitrag der Unternehmen zur beruflichen Bildung der Arbeit-
nehmer gemessen werden) und iiber die allgemeine und berufliche Erwachsenenbildung erstellt. Daten zum Thema Jugend
stehen aus vorhandenen Erhebungen zur Verfigung, die umfassend auszuwerten sind, bevor weitere Anstrengungen
unternommen werden, den Aspekt ,Jugend” stirker in die bestehenden Erhebungen zu integrieren.

Im Bereich Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz werden sich Datenerhebung und -analyse auf Ursachen, Begleit-
umstinde und Kosten von Arbeitsunfillen, auf Berufskrankheiten und berufsbedingte Gesundheitsprobleme sowie auf
Faktoren, die die Gesundheit der Arbeitnehmer beeintrichtigen konnen, konzentrieren. Die Erhebung statistischer Daten,
insbesondere hinsichtlich harmonisierter Erhebungsmodule iiber Behinderung, wird weiterentwickelt. Die Statistiken wer-
den weiter verbessert, um die Entwicklung einer hochwertigen, zuginglichen und zukunftsfihigen Gesundheitsversorgung
und Langzeitpflege zu unterstiitzen.

Das wesentliche Ziel der Bevolkerungsstatistik wird darin bestehen, die umfassenden Daten und Analysen bereitzustellen,
die zur Bewertung der Auswirkungen des demografischen Wandels in Europa benétigt werden. Dies wird durch die
methodische und inhaltliche Verbesserung der Erhebungen von Bevolkerungsdaten, die Durchfithrung der Rechtsvor-
schriften fiir die Volks- und Wohnungszihlungsrunde 2011 und durch die regelmifige Erstellung langfristiger Bevolke-
rungsvorausschdtzungen erreicht.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Es wird ein begrenzter Satz von Kernvariablen entwickelt, und ein neues Instrument, das ,Europiische System
sozialstatistischer Erhebungsmodule* (E4SM), wird festgelegt.

— Das Projekt EU-SILC wird konsolidiert, die Langsschnittverbreitung wird weiterentwickelt und das Bruttoeinkommens-
konzept wird vollstindig operationalisiert.

— Es werden Indikatoren iiber regionale Armut (unter Anwendung von Kkleinrdumigen Schitzverfahren, wenn keine
einzelstaatlichen regionalen Daten verfiigbar sind) und Kinderarmut entwickelt.

— Es werden Durchfithrungsverordnungen fiir das ESSOSS zur Verbesserung von Erfassungsgrad, Vergleichbarkeit und
Aktualitit der Daten erarbeitet.

— Die Verordnung iiber Statistiken iiber Bildung und lebenslanges Lernen wird angenommen und durchgefiihrt.
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— Der bestehende Rahmen fiir die Statistik des lebenslangen Lernens im Hinblick auf Qualitdt wird verbessert.

— Bis 2010 wird auch unter Beriicksichtigung der Faktoren Wohnung und Beschiftigung/Arbeitslosigkeit die Moglichkeit
gepriift, ob der Index der menschlichen Entwicklung der Vereinten Nationen in der EU umgesetzt werden kann.

— Statistiken tiber Jugend auf allen Bildungsebenen und iiber die wirtschaftliche und soziale Integration der Jugend
werden schrittweise erstellt, wobei vorhandene Quellen genutzt und gegebenenfalls besser in bestehende Erhebungen
integriert werden sollten.

— Statistiken {iber Kinder unter Bezugnahme auf die international vereinbarte Grenze des Kindesalters, die gemif dem
VN-Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes bei 18 Jahren liegt, werden im Hinblick auf die soziale Situation und
die Armut bei Kindern erstellt.

— Alle auf EU-Ebene iiber Einzelpersonen erhobenen Sozialdaten werden nach Geschlecht aufgegliedert, und ein Kern-
satz von Indikatoren iiber die Gleichstellung von Frauen und Minnern wird festgelegt.

— Zusammen mit dem Europiischen Institut fiir Gleichstellungsfragen wird eine Vereinbarung ausgearbeitet, in der die
praktischen Modalititen der Zusammenarbeit definiert werden.

— Die Moglichkeiten fiir die Entwicklung einer gemeinsamen Methodik fiir die Erhebung neuer oder die Verbesserung
vorhandener statistischer Daten iiber Umfang und Auswirkungen von Diskriminierungen werden gepriift.

TITEL XII
KULTUR

Kulturstatistiken werden auf dieser Stufe nur in begrenztem Umfang erstellt. Zudem gibt es keinen umfassenden und
kohirenten Rahmen oder eigene Rechtsvorschriften fiir die Kulturstatistik.

Im Hinblick auf den Beitrag des kulturellen und des kreativen Sektors zur Verwirklichung der Ziele der Lissabon-Strategie
miissen auch die Kulturstatistiken konsolidiert werden, um zu einer dauerhaften und regelmiRigen Datenerstellung (auf
der Grundlage verschiedener Quellen) zu gelangen. Daher sind recht umfassende Methodikarbeiten erforderlich, beispiels-
weise zur besseren Messung der sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen des kulturellen und des kreativen Sektors in
einer wissensbasierten Wirtschaft.

TITEL XIII
GESUNDHEITSWESEN
Rechtlicher Rahmen

Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 iiber die Durchfiihrung von Mafinahmen zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit ('), Beschluss Nr. 1786/2002/EG des Europi-
ischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 iiber ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft im Bereich der
offentlichen Gesundheit (2003—2008) (?), Vorschlag der Kommission vom 7. Februar 2007 fir eine Verordnung des
Europiischen Parlaments und des Rates betreffend die Gemeinschaftsstatistiken iiber 6ffentliche Gesundheit und Gesund-
heitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz.

Gegenwirtige Situation

Das aus fritheren gemeinschaftlichen Aktionsprogrammen zur offentlichen Gesundheit hervorgegangene Gesundheits-
informationssystem wird im Rahmen des kommenden Aktionsprogramms der Gemeinschaft im Bereich der 6ffentlichen
Gesundheit 2007—2013 durch Manahmen zu ,Wissen und Informationen iiber Gesundheit* weiterentwickelt. Uber das
ESS wird Eurostat in enger Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten, den Bewerberlindern und den EWR-/EFTA-Landern das
statistische Element dieses Systems weiterentwickeln, insbesondere die Gesundheitsindikatoren der Europdischen Gemein-
schaft (ECHI).

Statistische Daten iiber offentliche Gesundheit werden ferner benétigt fiir die Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung, die
Strukturindikatoren, die Kontextindikatoren zu Behinderungen sowie die Indikatoren, die im Rahmen der offenen Koor-
dinierungsmethode zur Unterstiitzung der einzelstaatlichen Strategien zur Entwicklung einer hochwertigen, zugéinglichen
und zukunftsfihigen Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege entwickelt wurden.

(") ABL L 183 vom 29.6.1989, S. 1. Richtlinie zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2007/30/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates (ABL. L 165 vom 27.6.2007, S. 21).
(3 ABL L 271 vom 9.10.2002, S. 1. Beschluss geindert durch den Beschluss Nr. 786/2004/EG (ABL L 138 vom 30.4.2004, S. 7).
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In Abstimmung mit den im Gesundheitsprogramm der Gemeinschaft vorgesehenen Tatigkeiten sowie in Zusammenarbeit
mit den zustindigen EU-Agenturen und mit den fir Statistiken des offentlichen Gesundheitswesens zustindigen inter-
nationalen Organisationen (WHO, OECD und UNECE) wird in erster Linie an der Weiterentwicklung und Umsetzung der
Methodik insbesondere in den Bereichen Gesundheitszustand, Gesundheitsdeterminanten (wie Lebensweise und Umwelt-
faktoren), Gesundheitsversorgung (einschlieSlich Gesundheitsausgaben) und Todesursachen gearbeitet.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Soweit moglich werden Verordnungen der Kommission zur Durchfithrung der kiinftigen Verordnung des Europi-
ischen Parlaments und des Rates iiber die Gemeinschaftsstatistiken iiber offentliche Gesundheit und Gesundheitsschutz
und Sicherheit am Arbeitsplatz angenommen.

— Die Infrastruktur fir das Basissystem von Statistiken iiber offentliche Gesundheit wird gestirkt, wobei besondere
Aufmerksamkeit der Priifung, Konsolidierung und Anwendung der einschldgigen Methodiken gelten wird, wie der
Europiischen Gesundheitsumfrage (EHIS) und des Kontensystems fiir die Gesundheitsausgabenrechnung (SHA).

— Verfiigbarkeit, Vergleichbarkeit, Aktualitit und politische Relevanz der Statistiken iiber offentliche Gesundheit —
einschlieflich der nach Geschlechtern aufgeschliisselten Statistiken iiber Behinderungen und iiber Gesundheitsversor-
gung — werden verbessert. Ein besonderes Augenmerk wird dabei der weiteren Methodikentwicklung und der
Beriicksichtigung der unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den einzelnen Lindern zukommen.

TITEL XIV
VERBRAUCHERSCHUTZ
Rechtlicher Rahmen

Die Verbraucherpolitik hat in den letzten Jahren einen wesentlich hoheren Stellenwert erhalten (Artikel 153 des EG-
Vertrags). Die Arbeiten von Eurostat werden auf der Gesundheits- und Verbraucherschutzstrategie und dem Vorschlag fiir
einen Beschluss des Europiischen Parlaments und des Rates iiber ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft in den Be-
reichen Gesundheit und Verbraucherschutz (2007—2013), der im April 2005 von der Kommission angenommen wurde,
aufbauen.

Das weit gefasste Thema ,Verbraucherschutz* wird in zwei grofle Bereiche untergeteilt: ,Verbraucherfragen“ und ,Lebens-
mittelsicherheit*.

Gegenwadrtige Situation

Uber Verbraucherfragen erstellt Eurostat auf jéhrlicher Basis eine Panorama-Verffentlichung ,Verbraucher in Europa —
Zahlen, Daten, Fakten“ und hat eine dienststelleniibergreifende Taskforce ,Detaillierte Preisstatistiken eingerichtet.

Lebensmittelsicherheit ist ein wichtiges Thema im Kontext der Verbraucherschutzpolitik, und die EU hat ein breites
Spektrum von Rechtsvorschriften und anderen Maffnahmen, einschlielich Rechtsnormen fiir Umwelt und Tierschutz,
entwickelt, die wirksame Kontrollsysteme iiber die gesamte Kette hinweg garantieren sollen.

Ziel der Arbeiten von Eurostat im Bereich der Lebensmittelsicherheit ist die Beratung in Methodikfragen und die Bereit-
stellung statistischer Daten, die nicht nur fiir politische Entscheidungstriger, sondern auch fiir private Akteure und die
Offentlichkeit im Allgemeinen von Interesse sind.

Wichtigste MafSnahmen fiir 2008—2012 (Verbraucherfragen):

— Es werden ,harte“ amtliche Statistiken (z. B. detaillierte Preise, grenziiberschreitende Konsumausgaben, Transaktionen
zwischen Unternehmen und Verbrauchern (B2C) usw.) und eine Unterstiitzung in Methodikfragen bei der Erstellung
weicher Statistiken durch andere 6ffentliche oder private Einrichtungen entwickelt.

— Es wird ein Aktionsplan auf der Grundlage der Schlussfolgerungen der dienststelleniibergreifenden Taskforce fiir
detaillierte Preisstatistiken erarbeitet.

— Es wird eine umfassende Studie iiber ein mogliches Modul fiir Verbraucherfragen eingeleitet, das in das gegenwirtig
von Eurostat entwickelte neue Instrument (E4SM) aufgenommen werden konnte.

Wichtigste Mafinahmen fiir 2008—2012 (Lebensmittelsicherheit):

— Die Entwicklung der einschligigen Statistiken zur Uberwachung der Lebensmittelsicherheit wird weitergefiihrt.
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— Verfiigbarkeit und Qualitit der Statistiken tiber gekennzeichnete Produkte (6kologische Erzeugnisse, GVO-Lebensmittel
usw.) werden verbessert.

TITEL XV
TRANSEUROPAISCHE NETZE

Ein direktes statistisches Programm ist nicht erforderlich. Statistische Informationen zu diesem Titel werden bei Bedarf
von Daten und Indikatoren abgeleitet, die fiir andere Programmtitel erstellt wurden.

TITEL XVI
INDUSTRIE
Unternehmensstatistik

Statistiken iiber europaische Unternehmen werden fiir die Analyse von Wettbewerbsfahigkeit, Produktivitat und Wachs-
tum bendtigt und liefern Schliisselinformationen fiir die Uberwachung der Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele
der tiberarbeiteten Lissabon-Strategie.

Rechtlicher Rahmen

Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 des Rates vom 19. Dezember 1991 zur Einfithrung einer Gemeinschaftserhebung iiber
die Produktion von Giitern ('), Verordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97 des Rates vom 20. Dezember 1996 iber die
strukturelle Unternehmensstatistik (3, Verordnung (EG) Nr. 48/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
5. Dezember 2003 iiber die Erstellung der jahrlichen Statistiken der Gemeinschaft tiber die Stahlindustrie fiir die
Berichtsjahre 2003—2009 (%), Verordnung (EG) Nr. 1450/2004 der Kommission vom 13. August 2004 zur Durch-
fuhrung der Entscheidung Nr. 1608/2003/EG des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Erstellung und Ent-
wicklung von Gemeinschaftsstatistiken iiber Innovation (*), Verordnung (EG) Nr. 716/2007, Vorschlag der Kommission
vom

5. April 2005 fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines gemeinsamen
Rahmens fiir Unternehmensregister fur statistische Zwecke.

Gegenwdrtige Situation

Die strukturelle Unternehmensstatistik wird fiir die ausfithrliche Analyse des europdischen Unternchmenssektors verwen-
det. Den Nutzern bereiten vor allem die unzureichende Aktualitit der Daten und die langsame Anpassung an neuen und
entstehenden politischen Bedarf Sorgen. So sind beispielsweise die Informationen iiber den Dienstleistungssektor, das
Unternehmertum, die Globalisierung und den Ubergang zu nachhaltigen Produktionsmustern nicht ausreichend. Fiir
bestimmte Sektoren des produzierenden Gewerbes stellt die Produktionsstatistik eine wichtige Erganzung dar, um die
Leistung des Sektors verstehen zu konnen.

Die gemeinschaftliche Innovationsstatistik ist das wichtigste Instrument zur Messung von Innovation in Europa. Sie wird
seit 2004 mit zweijahrlicher Periodizitit erstellt. So weit wie moglich wird Zugang zu den Mikrodaten der gemeinschaft-
lichen Innovationserhebung (CIS) gewihrt.

Die Statistik {iber Auslandsunternehmenseinheiten (FATS) wird gegenwirtig entwickelt, und die neue Verordnung wird
einen Satz von Basisvariablen fiir die Messung der Globalisierung enthalten. Das aus der neuen Verordnung iiber Unter-
nehmensregister hervorgegangene gemeinschaftliche Register multinationaler Unternehmensgruppen (EuroGroups) befin-
det sich in der Pilotphase.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Die vollstindige Durchfithrung der grundlegenden Rechtsvorschriften wird sichergestellt werden (Neufassung der SUS-
Verordnung, FATS-Verordnung, EuroGroups-Register). Die in den Rechtsvorschriften vorgesehenen Pilotstudien wer-
den durchgefithrt und vollstindig bewertet.

— In Bezug auf die CIS 2008 wird das Oslo-Handbuch 2005 vollstindig umgesetzt. Die CIS 2010 und die nach-
folgenden gemeinschaftlichen Innovationserhebungen werden ebenfalls zur weiteren Verbesserung der Datenqualitit
und des Datenzugangs fiihren.

— Neue Statistiken zur Vertiefung des Verstindnisses fiir die Globalisierung der Wirtschaft und des Unternehmertums
werden entwickelt.

— Den Sorgen der Nutzer, was mangelnde Aktualitit und unzureichende Reaktion auf neuen Bedarf betrifft, wird durch
Erprobung neuer, flexibler Methoden der Datenerhebung, durch Ad-hoc-Erhebungen und europiische Stichproben-
verfahren Rechnung getragen.

(') ABL L 374 vom 31.12.1991, S. 1. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung EG) Nr. 1893/2006.

() ABL L 14 vom 17.1.1997, S. 1. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006.

() ABL L 7 vom 13.1.2004, S. 1. Verordnung geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006.

() ABL L 267 vom 14.8.2004, S. 32. Verordnung geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 973/2007 der Kommission (ABL L 216 vom
21.8.2007, S. 10).
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— Es werden Moglichkeiten zur Veroffentlichung der europiischen Aggregate auf der tiefsten Gliederungsebene der
Wirtschaftszweige entwickelt, ohne dabei das Recht der Unternechmen auf vertrauliche Behandlung ihrer Daten zu
beeintrichtigen.

— Die Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 wird ab dem Bezugsjahr 2008 in allen Bereichen der Unter-
nehmensstatistik angewandt.

— Ein Sonderprogramm zur Umstrukturierung der Unternchmens- und Handelsstatistiken wird ausgearbeitet. Im Rah-
men dieses Programms werden Moglichkeiten zur Verringerung des Beantwortungsaufwands der Unternehmen ent-
wickelt.

Statistik der Informationsgesellschaft

Die Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) ist einer der wichtigsten Faktoren bei der Ver-
wirklichung einer sozial integrativen Gesellschaft, besserer Arbeitsplitze und einer grofleren Wettbewerbsfihigkeit der
europdischen Unternehmen. Die Eurostat-Statistiken iiber die Informationsgesellschaft liefern den politischen Entschei-
dungstrigern Europas eine wesentliche Grundlage fiir die Bewertung des strukturellen Wandels in Richtung auf eine
wissensbasierte Wirtschaft und fiir die Uberwachung der Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele der iiberarbeiteten
Lissabon-Strategie.

Rechtlicher Rahmen

Verordnung (EG) Nr. 808/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 iiber Gemeinschafts-
statistiken zur Informationsgesellschaft ().

Gegenwdrtige Situation

Seit mehreren Jahren trigt Eurostat zum Benchmarking der Informationsgesellschaft bei, indem es Indikatoren iiber den
IKT-Einsatz sowohl durch Unternehmen als auch durch Haushalte und Einzelpersonen bereitstellt. Diese Tatigkeit wird
fortgefihrt und verbessert, um politischen Anforderungen wie der auf der tiberarbeiteten Lissabon-Strategie aufbauenden
Initiative 12010 und anderen politischen Initiativen entsprechen zu konnen. Dies bedeutet, dass nach AufSerkrafttreten der
derzeitigen Rechtsvorschriften eine geeignete Rechtsgrundlage geschaffen werden muss.

Um iiber die Aspekte Verfiigbarkeit und Nutzung hinauszugehen, werden die laufenden Gemeinschaftserhebungen durch
die Erhebung von Daten iiber IKT-Investitionen und die Auswirkungen von IKT auf Unternehmensergebnisse und Unter-
nehmensverhalten sowie auf die Gesellschaft erginzt. Die Notwendigkeit einer Anpassung der Rechtsgrundlage fiir die
Statistik der Informationsgesellschaft mit dem Ziel, einen umfassenden, zeitnahen und mit den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen kompatiblen Datenbestand iiber die IKT-Sektoren und die elektronische Kommunikation zu schaffen,
wird bewertet.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Die Indikatoren zur Informationsgesellschaft einschliefSlich des IKT-Sektors und seiner Wettbewerbsfahigkeit werden
stindig an den sich dndernden politischen Bedarf angepasst, wobei die breite internationale Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der IKT-Messung zu beriicksichtigen ist.

— Statistiken iiber IKT-Investitionen und die Einfiihrung von IKT werden entwickelt, um das Ziel, die nachhaltige
Entwicklung und die Auswirkungen der Informationsgesellschaft zu messen, besser erfiillen zu konnen.

Tourismusstatistik

Der Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftszweig in der EU, der iiber ein hohes Potenzial verfiigt, zu mehr Beschéftigung
und Wirtschaftswachstum sowie zur Entwicklung und soziookonomischen Integration auch in lindlichen Gebieten, in
Randgebieten oder in Regionen mit Entwicklungsriickstand beizutragen.

Rechtlicher Rahmen

Richtlinie 95/57/EG des Rates vom 23. November 1995 iiber die Erhebung statistischer Daten im Bereich des Touris-
mus (3).

Gegenwdrtige Situation

Derzeit werden statistische Daten iiber Angebot und Nachfrage im Beherbergungsgewerbe sowie iiber wirtschaftliche
Aspekte des Tourismusverhaltens erhoben. Die wichtigsten Anliegen sind jedoch das Erzielen einer besseren Vergleich-
barkeit der bestehenden Statistiken und die Einrichtung harmonisierter Satellitenkonten zum Tourismus, die in die
umfassendere Thematik ,nachhaltiger Tourismus“ eingebunden sind, fiir den relevante Indikatoren festgelegt und berech-
net werden miissen. Da Ereignisse wie Terroranschlige oder die Ausbreitung iibertragbarer Krankheiten unmittelbare
Auswirkungen auf die Tourismusindustrie haben, wird ein Hauptinteresse der Verbesserung der Aktualitit der Daten
gelten.

(') ABL L 143 vom 30.4.2004, S. 49. Verordnung geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006.
(3 ABL L 291 vom 6.12.1995, S. 32. Richtlinie zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2006/110/EG (ABL L 363 vom 20.12.2006, S. 418).
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Wichtigste Mafinahmen fiir 2008—2012:

— Die bestehenden Tourismusstatistiken und ihre Rechtsgrundlagen werden modernisiert und nach Moglichkeit verein-
facht.

— Harmonisierte Satellitenkonten zum Tourismus werden erstellt (einschlieflich Indikatoren zum nachhaltigen Touris-
mus).

Energiestatistik

Die gesicherte Versorgung mit bezahlbaren und umweltfreundlichen Energieerzeugnissen steht im Mittelpunkt der Ener-
giepolitik der EU. Das System der Energiestatistik wurde entwickelt, um dem aus dieser Politik resultierenden Bedarf zu
entsprechen.

Rechtlicher Rahmen

Das System der Energiestatistik beruht weitgehend auf einer Vereinbarung. Uber die Richtlinie 90/377/EWG des Rates
vom 29. Juni 1990 zur Einfithrung eines gemeinschaftlichen Verfahrens zur Gewihrleistung der Transparenz der vom
industriellen Endverbraucher zu zahlenden Gas- und Strompreise (!) hinaus bestehen einige rechtliche Verpflichtungen, die
besondere Aspekte des Systems betreffen.

Gegenwdrtige Situation

In den vergangenen Jahren sind die Olmarkte unbestindig und unvorhersehbar geworden, wihrend die Preise ein hohes
Niveau erreicht haben. Die Energieabhingigkeit der EU nimmt kontinuierlich zu. Die steigende Nachfrage nach Energie
lasst Zweifel aufkommen, ob es gelingen wird, die Treibhausgasemissionen zu verringern, und die Strom- und Gasmirkte
der EU haben sich noch nicht zu einem wirklichen wettbewerbsfahigen Binnenmarkt entwickelt. Vor diesem politischen
Hintergrund hat die Kommission — entsprechend der Aufforderung der Staats- und Regierungschefs aus dem Jahr 2005
— mit einer Reihe von Vorschligen reagiert (Griinbuch: ,Eine europiische Strategie fiir nachhaltige, wettbewerbsfahige
und sichere Energie®). Sie betreffen zum Beispiel die Einrichtung einer europdischen Stelle zur Beobachtung der Energie-
versorgung, die die Angebots- und Nachfragemuster auf den Energiemirkten der EU verfolgt, eine neue gemeinschaftliche
Richtlinie zum Energieeinsatz fiir Heiz- und Kithlzwecke, die Uberwachung|Festlegung von Zielen im Bereich erneuerbarer
Energien (einschlieRlich Strom und fliissige Biokraftstoffe) iiber das Jahr 2010 hinaus und die Uberwachung der Steige-
rung der Endenergieeffizienz.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Eine Verordnung zur Energiestatistik, die die derzeitigen Anforderungen abdeckt und somit eine Verbesserung der
Qualitdt bringt, wird angenommen.

— Eine rechtliche Verpflichtung zur Erhebung von Statistiken iiber die von den Haushalten gezahlten Strom- und
Gaspreise wird eingefiihrt.

— Eine Methodik bzw. ein Konzept, um die tatsichlichen Ursprungslidnder (Bestimmungslinder) der Gasimporte (Gas-
exporte) ermitteln zu konnen, wird festgelegt.

— Die Methodik/Systematiken zur Erhebung statistischer Daten iiber fliissige Biokraftstoffe werden verbessert.

— Indikatoren/Datenerhebungen zur Bewertung der Energieeffizienz, wie in der Richtlinie 2006/32/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 zu Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen (%) vorgesehen,
werden festgelegt.

— Erforderlichenfalls werden die Wettbewerbsindikatoren zur Bewertung der Effizienz des Wettbewerbs und der Integra-
tion der Gas-/Strommarkte ausgeweitet.

TITEL XVII
WIRTSCHAFTLICHER UND SOZIALER ZUSAMMENHALT
Rechtlicher Rahmen

Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 iiber die Schaffung einer
gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten fiir die Statistik (NUTS) (}), Richtlinie 2007/2/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 14. Mirz 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europiischen Gemein-
schaft (INSPIRE) (4.

(") ABL L 185 vom 17.7.1990, S. 16. Richtlinie zuletzt gedndert durch den Beschluss 2007/394/EG der Kommission (ABL L 148 vom
9.6.2007, S. 11).

(@) ABL L 114 vom 27.4.2006, S. 64.

(}) ABL L 154 vom 21.6.2003, S. 1. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 105/2007 der Kommission (AB. L 39
vom 10.2.2007, S. 1).

() ABL L 108 vom 25.4.2007, S. 1.
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Gegenwartige Situation

Regionalstatistische Daten werden fiir rund ein Dutzend weit gefasste statistische Bereiche erhoben, von denen einige
durch einen Rechtsakt, andere durch eine Vereinbarung geregelt werden. Im Allgemeinen werden die Daten laufend an
Eurostat iibermittelt. Stidtedaten fiir das URBAN Audit werden seit 2003 alle drei Jahre erhoben.

Geografische Informationen werden in der Datenbank GISCO gefiihrt, die von Eurostat und allen Generaldirektionen der
Kommission genutzt wird. Da es weder Standards noch einen harmonisierten Rahmen fiir die Informationserhebung gibt,
miissen fur die ordnungsgemifle Pflege und Aktualisierung erhebliche Mittel eingesetzt werden. Andererseits fithrt die
zunehmende Sensibilisierung fiir das Potenzial der Kombination geografischer mit statistischen und thematischen Infor-
mationen zu einer steigenden Nachfrage nach Kartierungen, Analysen und Anwendungen.

Wichtigste Maffnahmen fiir 2008—2012:

— Die im Rahmen des Statistischen Programms 2008—2012 durchzufithrenden Arbeiten werden durch die konkrete
Ausgestaltung der neuen gemeinschaftlichen Regionalpolitik innerhalb des neuen Planungszeitraums fir die Struktur-
fonds bestimmt. Die Arbeiten an der Konsolidierung der vorhandenen Daten werden fortgefiihrt, insbesondere in den
Bereichen URBAN Audit, Verkehr, Umwelt sowie Forschung und Entwicklung. Die Realisierung eines rechtlichen
Rahmens fiir regionale Bevélkerungsdaten und die bevorstehende Uberarbeitung der Verordnung zum ESVG 95,
die auch die Daten der regionalen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen umfasst, werden fiir die Arbeiten an
den Strukturindikatoren von signifikanter Bedeutung sein. Die methodische Konsistenz der Regionalstatistik wird
verbessert, indem bei der Uberarbeitung des entsprechenden rechtlichen Rahmens eine striktere Methodik eingefiihrt
wird, und die Anwendung von Qualititsstandards, mit der bei den Daten der regionalen Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen bereits begonnen wurde, wird auf andere Regionalstatistiken ausgedehnt, um Vergleichbarkeit und
Aktualitdt sicherzustellen. Die Anwendung der Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 wird eine Neube-
rechnung der Zeitreihen fiir die Perioden vor der Uberarbeitung erforderlich machen.

— Die EU-weite Verfiigbarkeit und Zuginglichkeit geografischer Informationen wird durch die Umsetzung der Richtlinie
INSPIRE revolutioniert, die die Entwicklung einer europdischen Infrastruktur fiir raumbezogene Daten zur Unter-
stiitzung der Umweltpolitik und anderer Politiken vorsieht. Dies wird erhebliche Auswirkungen auf die Organisation
und Nutzung dieser Informationen durch die Kommissionsdienststellen haben. Wahrend des Programmzeitraums wird
das GI-Team von Eurostat nicht nur zur Entwicklung der technischen Umsetzung und zur Bereitstellung der orga-
nisatorischen Infrastruktur (einschlieflich Einrichtung und Leitung des INSPIRE-Ausschusses) beitragen miissen, son-
dern auch die EU-weite Durchfithrung von INSPIRE unterstiitzen. Die Forderung von Verfahren der raumlichen
Analyse, bei denen statistische und geografische Daten miteinander kombiniert werden, wird fiir die kommissions-
internen Nutzer fortgesetzt werden; durch die grofere Verfiigbarkeit raumbezogener Daten nach der Einfuhrung der
Infrastruktur wird sich das Potenzial fir die Festlegung genauer Indikatoren deutlich verbessern.

TITEL XVIII
FORSCHUNG UND TECHNOLOGISCHE ENTWICKLUNG
Rechtlicher Rahmen

Wissenschafts-, Technologie- und Innovationsstatistiken (WTI):

Entscheidung Nr. 1608/2003/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Juli 2003 zur Erstellung und
Entwicklung von Gemeinschaftsstatistiken {iber Wissenschaft und Technologie ('), Verordnung (EG) Nr. 753/2004 der
Kommission vom 22. April 2004 zur Durchfithrung der Entscheidung Nr. 1608/2003/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates beziiglich der Statistiken iiber Wissenschaft und Technologie (?), Verordnung (EG) Nr. 1450/2004.

Statistische Forschung, Methodik und Systematiken: Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2006 iiber das Siebte Rahmenprogramm der Europdischen Gemeinschaft fiirr Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstration (2007 bis 2013) (%).

Verwaltung von Mikrodaten und Geheimhaltung: Verordnung (EG) Nr. 1104/2006.

Gegenwdrtige Situation

Wissenschafts-, Technologie- und Innovationsstatistiken: Die EU-Politik in den Bereichen Wissenschaft, Technologie und
Innovation ist ein Eckpfeiler der Lissabon-Strategie, wie in den Schlussfolgerungen des Europdischen Rates von Barcelona
vom 15. und 16. Mdrz 2002 und in der Halbzeitiiberpriifung 2005 betont wurde. Die Erstellung und Verbreitung von
Statistiken iiber FuE, Humanressourcen in Wissenschaft und Technik, Patente, Spitzentechnologiesektoren und wissens-
basierte Dienstleistungen hat sich in den vergangenen Jahren erheblich verbessert. Diese Statistikproduktion beruht auf
eigenen Datenerhebungen, der Nutzung von Verwaltungsdatenquellen und der Verwendung anderer amtlicher oder nicht
amtlicher Datenquellen. Der rechtliche Rahmen wurde geschaffen.

() ABL L 230 vom 16.9.2003, S. 1.
(¥ ABL L 118 vom 23.4.2004, S. 23. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 973/2007.
() ABL L 412 vom 30.12.2006, S. 1.
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Statistische Forschung, Methodik und Systematiken: Infolge der Verinderung der Arbeitsumgebung, vor allem durch
Erweiterung, Globalisierung und IT-Technologie, und aufgrund der Kosten der Erhebung der statistischen Daten sind
bei allen der in der Verordnung (EG) Nr. 322/97 genannten Komponenten der Datenqualitit Verbesserungen erforderlich,
ist dem neuen Bedarf der Entscheidungstriger in der EU und anderer Stellen zu entsprechen und sind die Statistiken an
die Veranderung der Gesellschaft anzupassen.

Verwaltung von Mikrodaten und Geheimhaltung: Es ist wichtig, dass Forscher zu Mikrodaten, die auf europdischer Ebene
im Rahmen der Erstellung von Statistiken nach Artikel 285 des EG-Vertrags erhoben werden, leichten Zugang erhalten.
Dieser Zugang muss mit den einschldgigen Geheimhaltungsvorschriften, z. B. der Verordnung (EG) Nr. 322/97 und der
Verordnung (Euratom, EWG) Nr. 1588/90 des Rates vom 11. Juni 1990 iiber die Ubermittlung von unter die Geheim-
haltungspflicht fallenden Informationen an das Statistische Amt der Europdischen Gemeinschaften (') vereinbar sein. Neue,
sichere Losungen miissen gefunden werden.

Wichtigste Mafinahmen fiir 2008—2012:

— Wissenschafts-, Technologie- und Innovationsstatistiken: Die Arbeiten im Bereich der Wissenschafts-, Technologie-
und Innovationsstatistiken werden sich in den kommenden Jahren darauf konzentrieren, eine bessere Datenqualitit zu
erreichen, die statistischen Verfahren, Systematiken, Konzepte und Definitionen zu verbessern (z. B. bessere Messung
der Wissensstrome, Nutzung der international harmonisierten Rohdatenquelle Patstat), zusdtzliche Datenquellen zu
erschlieBen und die Statistiken iiber die Berufswege von Promovierten in vollem Umfang umzusetzen. Auflerdem
werden die bestehenden Rechtsvorschriften iiber die einschldgigen Statistikbereiche aktualisiert und der Input fir die
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wird verbessert.

— Statistische Forschung, Methodik und Systematiken: Nach dem 7. Rahmenprogramm wird die Verbesserung der
Themenbereiche Prioritit haben, daneben aber auch die Forschungsarbeiten zur Verbesserung der Datenqualitit durch
innovative Methodiken wie Modellierung, Schitzung oder Imputation. Die funktionale Forschung in der amtlichen
Statistik wird reaktiviert, indem die Bildung von Netzen gefordert wird. Die Verbreitung und Nutzung von Ergebnissen
der Forschung iiber die amtliche Statistik im 6. und im 7. Rahmenprogramm und die praktische Anwendung der
Ergebnisse werden gefordert und erleichtert. Mehr getan werden muss dariiber hinaus fiir die Verbesserung der
verwendeten Systematiken (z. B. europiische Erhebungen iiber Unternehmensgruppen, die in Forschung und Ent-
wicklung titig sind) und fiirr die Nutzung und den Ausbau einer europdischen Infrastruktur von Unternehmens-
gruppenregistern.

— Verwaltung von Mikrodaten und Geheimhaltung: Ein integriertes Konzept und eine integrierte Methodik fir die
Entwicklung europiischer Infrastrukturen zur Erleichterung des Zugangs von Forschern zu anonymisierten Daten
im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften werden gefordert.

TITEL XIX
UMWELT
Rechtlicher Rahmen

Die Umweltstatistik der EU muss den Forderungen nach qualitativ hochwertigen, umfassenden, zuverldssigen und sach-
dienlichen Statistiken, Gesamtrechnungen und Indikatoren geniigen, die zur Weiterentwicklung, Durchfiihrung und Uber-
wachung der gemeinschaftlichen Umweltpolitik benotigt werden, insbesondere im Hinblick auf das sechste Umweltak-
tionsprogramm (6. UAP) und seine ,thematischen Strategien®, die Umweltziele der EU-Strategie fiir nachhaltige Ent-
wicklung und der Lissabon-Strategie sowie den Cardiff-Prozess, der die Einbeziehung von Umweltbelangen in alle
Politikbereiche vorsieht. Derzeit werden nur die Abfallstatistik (3) und die Statistik iiber Umweltausgaben (}) auf der
Grundlage von Rechtsvorschriften erstellt.

Gegenwirtige Situation

Derzeit verwalten die Europdische Umweltagentur (EUA), die Gemeinsame Forschungsstelle (GFS), die Generaldirektion
Umwelt der Kommission (GD ENV) und Eurostat Daten iiber die Umwelt. Diese ,Vierergruppe® (Go4) hat eine Verein-
barung iber die technischen Modalititen der Zustindigkeits- und Arbeitsverteilung getroffen, die zur Einrichtung so
genannter Umweltdatenzentren gefithrt hat (*). Fiir eine stirkere Interoperabilitdt der IT-Infrastrukturen der Go4-Partner
wird gesorgt. Die enge Partnerschaft mit internationalen Organisationen (VN, OECD) im Bereich Methoden (z. B. Hand-
biicher) und Datenerhebung (Gemeinsamer Fragebogen von Eurostat/OECD) erginzt den Rahmen fiir Umweltstatistiken
und Umweltgesamtrechnungen.

Die Deckung des Datenbedarfs fiir die ,Thematischen Strategien®, z. B. zu ,Abfallvermeidung und Recycling®, ,nachhaltiger
Nutzung natiirlicher Ressourcen und ,nachhaltigem Einsatz von Pestiziden®, ist eine Kernprioritit. Die Erstellung der
grundlegenden Umweltstatistiken wird fortgesetzt, desgleichen die Bereitstellung von Statistiken und Indikatoren iiber
Wasser, Luft, Biodiversitit, Boden, Wilder und Bodennutzung an die anderen Umweltdatenzentren.

(") ABL L 151 vom 15.6.1990, S. 1. Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.

(%) Verordnung (EG) Nr. 2150/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2002 zur Abfallstatistik (ABL L 332
vom 9.12.2002, S. 1). Verordnung zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006.

(%) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97.

(*) Technische Vereinbarung vom 14. November 2005 iiber die Einrichtung von Umweltdatenzentren, geschlossen zwischen den vier an
der Umweltberichterstattung und der Datenverbreitung beteiligten Gemeinschaftseinrichtungen.
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Um die Verbindung zwischen dem wirtschaftlichen und dem 6kologischen Pfeiler der Strategie fir nachhaltige Ent-
wicklung besser analysieren und quantifizieren zu konnen, ist eine Weiterentwicklung der Umweltokonomischen Ge-
samtrechnungen erforderlich. Einige Teilbereiche der Umweltinformationen weisen erhebliche Liicken auf und sind nicht
immer auf dem neuesten Stand. Der Anteil der Umweltstatistiken und -gesamtrechnungen, der auf EU-Rechtsakten beruht,
ist gering: Rechtsgrundlagen fiir weitere Kernbereiche sollten in Betracht gezogen werden.

Wichtigste Maffnahmen fir 2008—2012:

Um Synergien, Planung und Durchfilhrung in Bezug auf die Umweltstatistik zu verbessern, werden die Arbeiten
2008—2012 durch die ,Konferenz der Direktoren fiir Umweltstatistik und Umweltgesamtrechnung” (DIMESA) koordi-
niert, der die beiden Netze Vierergruppe (Go4) und Mitgliedstaaten angehoren.

— Die Datenzentren fiir Abfille, natiirliche Ressourcen und Produkte und die Verordnungen iiber die Abfallstatistik und
iiber Pestizide (geplant) werden hochwertige Daten liefern, die den Anforderungen der Thematischen Strategien ent-
sprechen.

— Die vorhandenen Umweltindikatoren werden gestrafft, neue Indikatoren W;:rden entwickelt und technische Unter-
stiitzung bei der Berechnung von Indikatoren auf EU-Ebene sowie bei der Uberpriifung der Meldepflichten mit dem
Ziel, die Erhebung von Umweltdaten zielgenauer und effizienter zu machen, wird geleistet.

— Die Methodikentwicklung und Forschung zu den Umweltgesamtrechnungen wird weiter gefordert und die wichtigsten
UGR-Module werden umgesetzt.

— Schitzverfahren und Nowcasting-Methoden werden weiter verbessert, um Datenliicken schliefen zu koénnen und die
Aktualitdt der Umweltstatistik und der Umweltgesamtrechnungen zu verbessern.

— Fiir Kernbereiche der Umweltdatenerhebung, die bislang nicht durch Rechtsakte abgedeckt sind, werden gegebenenfalls
Rechtsgrundlagen entwickelt.

TITEL XX
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Gute Statistiken sind fiir die Bewertung des Erfolgs der Entwicklungspolitik unabdingbar. Sie werden von Entwicklungs-
landern fur tatsachengestiitzte politische Entscheidungen benétigt. Im Zusammenhang mit der Festigung der Demokratie
und des Rechtsstaats sowie der Wahrung der Menschenrechte sind Statistiken zudem ein Beispiel fiir gute Staatsfiihrung
und kénnen zur Forderung von guter Staatsfithrung und Transparenz beitragen, sofern bei der Statistikproduktion an-
gemessene Qualititsstandards eingehalten werden und Zuginglichkeit und Verbreitung der amtlichen Statistik gewahr-
leistet bleiben.

Rechtlicher Rahmen

Artikel 180 des EG-Vertrags.

Gegenwdrtige Situation

In den Entwicklungslindern muss noch viel getan werden, um die statistische Kapazitit zu erhohen. Das Gesamtziel ist
die Unterstiitzung der EU-AufSenpolitik durch Bereitstellung sachdienlicher und gezielter technischer Hilfe im Bereich der
Statistik, um die statistische Kapazitit der Linder zu verbessern, die EU-Gelder erhalten. Die Unterstiitzung muss dauerhaft
sein. In diesem Zusammenhang sollte sichergestellt werden, dass die Statistik als integraler Bestandteil in die nationalen
und regionalen Entwicklungspline aufgenommen wird.

Das wichtigste politische Element ist die Tatsache, dass die Entwicklungspolitik der EU vor allem gegeniiber den AKP-
Landern und hier ganz besonders in Afrika zunehmend und ausdriicklich auf die Verringerung der Armut abzielt. Daher
wird die statistische Zusammenarbeit zunehmend auf eine verstirkte Messung und Uberwachung von Armut ausgerichtet,
mit besonderem Schwerpunkt auf den Indikatoren fiir die Millenniums-Entwicklungsziele.

Bei der Messung der Auswirkungen der EU-Entwicklungsprogramme sowie allgemein in Fragen zum statistischen Teil der
Regionalentwicklungsprogramme der EU wird technische Beratung und Unterstiitzung geleistet.

Da sich die betreffenden Linder selbst zunehmend um den Ausbau ihrer regionalen Strukturen bemiihen, bleibt die
regionale Integration weiterhin ein Programmschwerpunkt. Die zu unterstiitzenden Bereiche umfassen multilaterale Uber-
wachung, Verbesserung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, Preisstatistik, Agrarstatistik, Statistik der natiirlichen
Ressourcen und der Umweltbelastungen, Aufenhandel, Unternehmensstatistik und statistische Ausbildung.
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Das ESS setzt seine Bemithungen um Verbesserung der Koordination innerhalb der Gebergemeinschaft (bilaterale und
multilaterale Geber) fort und verstarkt sie. Dementsprechend unterstiitzen Eurostat und die Mitgliedstaaten insbesondere
im Rahmen der OECD/DAC, der Vereinten Nationen und der Weltbank die Arbeiten zur Messung des Impakts der
Entwicklungszusammenarbeit auf die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele. Damit spielt das ESS eine aktive
Rolle bei der Initiative PARIS 21. Vor allem die technische Zusammenarbeit macht die Bedeutung der Nutzerorientierung
deutlich und erhoht den Wert der mehrjihrigen Programmplanung.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Die Statistik wird in den nationalen und regionalen Entwicklungsplinen ein stirkeres Profil erhalten.

— Bei der Durchfithrung von statistischen Entwicklungsprogrammen insbesondere auf regionaler Ebene wird nach
Moglichkeit technische Beratung und wissenschaftliche Unterstiitzung gewdhrt. Vorhaben mit Auswirkungen im Be-
reich der Statistik und die Harmonisierung der Statistik in Lindern, die EU-Beihilfen erhalten, werden gefordert. Es
wird ein Beitrag zur Bewertung der statistischen Priorititen fiir die Planung der EU-Aktivititen im Bereich der
statistischen Zusammenarbeit und die Aufstellung entsprechender Programme geleistet.

— Ein besonderer Schwerpunkt wird — unter Beriicksichtigung der Gleichstellung der Geschlechter — auf der Messung
und Uberwachung der Armut, auf den Fortschritten beim sozialen Zusammenhalt, der 6kologischen Nachhaltigkeit
sowie den Indikatoren fiir die Millenniums-Entwicklungsziele liegen.

TITEL XXI
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE ZUSAMMENARBEIT MIT DRITTLANDERN
Rechtlicher Rahmen

Verordnung (Euratom, EG) Nr. 1279/96 des Rates vom 25. Juni 1996 iiber die Unterstiitzung der Neuen Unabhingigen
Staaten und der Mongolei bei ihren Bemithungen um Gesundung und Neubelebung ihrer Wirtschaft ('), Mitteilung der
Kommission vom 9. Dezember 2004 an den Rat iiber die Vorschldge der Kommission fiir Aktionspldne im Rahmen der
Europiischen Nachbarschaftspolitik (ENP).

Gegenwirtige Situation

Ziel der statistischen Zusammenarbeit mit den unter die ENP fallenden Lindern ist die Unterstiitzung der Entwicklung der
statistischen Systeme dieser Linder, damit ein Grundbestand an harmonisierten Daten geschaffen werden kann, die den
EU-Erfordernissen dort, wo die Politik der EU solche Daten erfordert, entsprechen. Die statistische Unterstiitzung dieser
Lander wird im Rahmen des Européischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments geleistet.

Wichtigste Mafnahmen fiir 2008—2012:

— Die Schliisselbereiche der Wirtschaftsstatistik — Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen und Preisstatistik, AufSen-
handel, Wanderungsstatistik und Sozialstatistik — werden weiterentwickelt. Dariiber hinaus sollten auch andere
Sektoren wie Energie- und Umweltstatistik — und allgemeiner betrachtet die Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung
— nach und nach wichtige Ausgangsdaten fiir die politische Entscheidungsfindung liefern.

— Die Zusammenarbeit wird ferner auf den Aufbau und die Verbesserung der institutionellen Kapazititen der nationalen
statistischen Amter und auf eine interinstitutionelle Zusammenarbeit abzielen.

() ABL L 165 vom 4.7.1996, S. 1.



